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Vernunft bewahren
Das Begleitſchreiben zur Auslieſerungsliſte iſt in

Berlin übergeben und die offizielle Liſte iſt im weſent-
lichen die gleiche, wie die bereits veröffentlichte inoffi-
ielle. Jnfolge vorübergehenden Verſagens unſeres

Nachrichtendienſtes erhielten wir die Auslieferungsnote
geſtern erſt im letzten Augenblick und waren aus tech-
niſchen Gründen nicht mehr in der Lage. zu ihr Stellun
zu nehmen. Im Großen und Ganzen iſt auch nicht vie
zu ihr zu ſagen. ſie enthält nichts, was wir nicht ſchon
vorher gewußt hätten und, was das einzige Bemerkens-
werte an ihr iſt, es wird

überhaupt nichts gefordert,
von der Ausliefernng 7 nicht geſprochen. Die Note
iſt unverändert, die, die Herr v. Lersner abgelehnt
hat zu befördern. in ihr wird nur knapp geſagt. daß
die „Allfierten die Bedingungen, unter denen ſie die
etreffenden Beſtimmungen des Friedensvertrags er-
füllt ſehen wünſchen“, das heißt, was mit den auf der
Liſte aufgeführten Perſonen geſchehen ſoll, ſpäter
mitteilen werden. Vorläu“ig alſo hat die Kriſe
ihren Höhepunft noch nicht erreicht und die
Regierung kann erſt handeln, wenn die „ſpätere
Mitteilung“ der Entente. die vorausſichtlich mit
der Antwort anf die deutſche Note vom 25. Januar ein
gehen wird, in Berlin übergeßen worden iſt. Jetzt
wird in Berlin beraten und geſtern wurde aus Berlin
gemeldet, daß die Regierung unverändert auf ihrem
alten Standpunkt ſteht. Heute wird nach Blätter
meldungen aus Berlin fe“geſtellt, daß die vertraulich

riſchen Ausſchuſſes rtige Angelegenheiten
ein Vertrauensvotum für die Regierung

brachten. Ebenſo iſt das Ergebnis der geſtern ſtatt
geſundenen Sitzung der ſozialdemokratiſchen
Nationalverſammlungsfraktion, daß dieſe mit der
grundſätzlichen Haltung der Regierung
vollkommen einverſtanden iſt.

Aus dem Begleitſchreiben Millerands an den Reichs
kanzler, das mit der Note übergeben wurde, mag noch
hervorgehoben ſein, daß die Alliierten die Weigerung
des Herrn v. Lersner nur als eine perſönliche Ange
legen“eit betrachten und von der deutſchen Regierung
erwarten daß dieſe ihre übernommenen Verpflichtungen
erfüllt. Der deutſche Außenminiſter hat anch in einer
Beſprechung mit dem engliſchen und franzöſiſchen Ge
ſchäftsträger das Verhalten Herrn v. Lersners mißbilligt.
Der deutſche Geſchäftsträger in Paris, Herr Dr. Mayer-
Kaufbenuren, hat geſtern noch an der Sitzung des Aus
ſchuſſes für auswärtige Angelegenheiten teilgenommenund wird heute Nacht oder rworgen früh die Reiſe nach
Paris anireten. So iſt die Sache wieder im Lote. aber
alle Anzeichen ſprechen dafür. daß raſche Entſchlüſſe der
Entente nicht zu erwarten ſind und die gegenwärtige
Kriſe zu einer langſam ſchleichenden wird.

Ganz leiſe deutete ſich in den letzten Tagen in der
Auslieferungsfrage eine Aenderung der Situation an.
Aus Englond werden Stimmen gemeldei, die darauf
ſchließen laſſen, daß die dortige öffentliche Me'nung von
der Auslieferungsliſte nicht erbaut iſt. „Daily Chroniele“
bezeichnet ſie als eine

unentſchuldbare Dummheit
und Llond George ſelber ſoll die Anſicht geäußert
haben. daß man entweder die Liſte oder den Modnu s
der Auslieferung abändern müſſe. Das
Pariſer Echo“ zeigt Enttänſchung und Furcht Frank-
reichs vor einer moraliſchen Fſolierung.

Bei der Unſicherheit des geſamten Nachrichtendienſtes
aus dem Ausland wäre es verfrüht, ſchon jetzt weit
gehende Schlüſſe an dieſe Meldungen zu knüpfen. Eine
dentliche und ſichere bleibt abzuwarten, wir
müſſen einſtweilen der Entwicklung der Dinge zuſehen.
Jedenfalls Figt ſich jetzt, daß die gutgemeinte Geſte des
Herrn von Lersner uns ſachlich ſehr geſchadet hat.
Wenn nun wirklich in der Entente ſich eine Schwen-
kung vorbereitet, wenn eine Verſtändigung geſucht wird,
wenn ſich dort der Widerſtand der Vernunft gegen das
blinde Rachgefühl organiſiert, ſo darf das unſerer
Haltung einſtweilen weder nach rechts noch nach links
beeinfluſſen.

Am ſchlimmſten wäre es, wenn ſich etwa eine ge-
wiſſe Preſſe beim erſten Zeichen von Nachgiebigkeit auf
Ententeſeite zu einem Triumphgeſchrei verleiten ließe.
Das wäre das beſte Mittel, um das gerade aufſprießende
Pflänzlein der Vernunft drüben

ſchon im Keime zu erſticken.
Die rechtsſtehende Preſſe hat ohnehin in den letzten
ar ſchon alles Mögliche getan. um den Parteien und
Volitikern der Gegenſeite, die das Unſinnige und Un
mögliche der Auslieferungsforderung einſehen und ihre
Landsleute davon überzengen möchten, ihre Arbeit auf

ſtattgefundenen Verhandlungen des parlamenta-er ehe Aneeteeen-
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Vertrauensvotum für die Regierung.

Berlin, 9. Februar. (WTB.) Der Ausſchußfür auswärtige Angelegenheiten beſchäftigte ſich am
Monlag nachmittag mit der Ausliefernnesfrage. Zum
Schluß der Verhandlungen, die. wie alle Sitzungen die
ſes Ausſe uſſes, ſtreng vertraulich waren, faßte der Vor
ſitzende Scheidemann das Ergebnis der Verhandlungen
folgendermaßen zuſammen:

Unbeſchadet manßerlei Ausſtellungen im einzelnen
ſtelle ich feſt, daß der Ausſchuß ſich in der Anslieferungs-
frage einvperſtanden erklärt wit dem bisherigen Ver-
halten und den vorgeſehenen Schritten der Negiernng.
Der Ausſchuß erwartet. daß er vor weiteren entſchei-
denden Schritten der Regierung ſo rechtzeitig berufen
wird, daß er Stellung dazu nehmen kann.

Berlin, 10. Februar. Die Erklärung des Anus-
ſchuſſes für enuswärtige Augelegenbeiten wird in der
„Volkéztg.“ ein Vertrauensvotum für die Regierung
genannt. Die „Morgenpoſt“ kebt hervor, daß an die
Nnabhängigen gegen die Auslieferung ſind. Die „Rund-
ſchan“ hält es für weſentlich, daß die Einmütigkeit im
auswärtigen Ausſchuß von Herrn Scheidewann feſtge-
ſtellt worden ſei, weil in den leiten Tagen der Eindruck
hervorgernſen worden wäre, als ſich Scheide-
wann in der Auslieferungsfrage im Gegenſatz zur
Regierung.

Auch d'e fözigldemokratifche Fraktion einverſtanden.

Die ſozialdemokratiſche Fraktion der Nationalver-
mlung beriet geſtern von 16 Uhr morgens bis in die

achmittagsſtunden über die Anuslieferungsfrage, ohne
Veſchlüſſe zu faſſen. Als Ergebnis der Beſpre“ ungen,
an der ſich auch der Reichskanzler und der Miniſter des
Ans wärtigen beteilieten, kann lant „BVorwärts“ feſt-
geſtellt werden. daß die Fraktion mit der grundſätzlichen
Haltung der Regierung vollkommen einverſtanden iſt.

Tas „Mißverſtändn s“ zwiſchen Engſand und Frankreſch.

WTB. London, 9. Februar. Das Reuterſche Büro
meldet: Die durch die Auslieferungsli“e ent'tandene Lage
bernht arf einen Mißverſtändnis. England hatte
keine Einſicht in die franzöſiſchen und bel-giſchen Liſten genommen. Von einer plöß-
lichen Aenderung der britiſchen Anſicht
könnte keine Rede ſein. Es handelt ſich jedoch
darum, daß England in Zuſammenharg mit Liſten gebracht
wurde, die es nicht geſehen hatte. Der Beſuch des Lord-
lanflers und des Attorney Eerexal in Paris hatte zur
Folge, daß die Angelegenveit vollſtändig geklärt wurde.
Eine Abänderung der britiſchen Liſte hat nicht ſtattgefun-
den. Die Liſten werden der Gegenſtand eines Gedanken-

zwiſchen den Alliierten und den Deutſchen ſein
en.

Paris, 9. Februar. Miniſterpräſident Millerand
begibt ſich ar Mittwoch nach London. Er wirs Ende
der Woche wieder in Paris zurückerwartet.

Was T7eutichland bisher ſchon gele'ſtet hat.
Berlin, 9. Febr. Jn einer dem Verliner Vertreter

der „Chicago Fribune“ gewährten Unterredung verwahrte
ſich Reich miniſter Hermann Müller gegen die immer
wieder aufgeſtete Beſaurtung, daß Deutſchland den Frie-
densvertrag nicht erfüllen wolle. Er bemeorkte, daß Frank
reichs Bezaſßlung ſeiner vier Miſiarden Mark betragenden
Kriegsſchrld nach dem Kriege 1870/71 in weniger als drei
Jalren die Bewunderung der Welt erregt habe und verglich
damit Deutſchlands bisberige Leiſtungen, wobei er darauf
pinwies, um wie viel das deutſche Vo'ksvermögen ſich durch
die Leiſtungen verringert habe. Nach Schätzung der deut-
ſchen Zentralbehörden ſind hisher folgende Leiſtungen her
wirlt worden:

1. Saarbrücken 1000 Millionen Goldmark.
2. Liquridation deutſcher Unternehmungen im Auslande

12 000 Millionen Gold mark.
3. Reichs- und Stagtseigentum in den abgetretenen

Gebieten 6600 Milliznen Goldmark.
4. Handelsflotte 8250 Millionen Goldmark.
5. Natnralleiſtungen für a) Kole 240 Millionen Gold

mark, Maſchinen 150 Millionen Goldmark, e) Eiſenbahn
materigl 750 Millionen Eoldmark, 4) Kabel Millionen
Goldmark.

6. Zurückgeſaſſenes Staats und Heereseigentum, ſoweit
es vicht unmittelbaren Kampfcharakter trägt, 7000 Millionen
Goldmark.

7. BVisherige Koſten für das Beſatzungsheer 666 Mil
lionen Goldmark.

Summe 36 722 Millionen Gold mark.
Hierzu kommen die bereits begonnenen Lieferungen von
Mieh im Werte ron 390 nd ron Farbſtoffen im Werte von
250 MiſTionen Eoldmark, ſowie unſere Forderunoen an
Oeſterreich Arearn, Bulearxien und die Türkei im Betrage
von 7000 Millionen EFoldmark.

Dabei iſt ausdrücklich herrorzuheben, daß dieſe Ziffer
die zurükgegebenen Werte und Baroeld, namentlich die bel-
eiſchen Derots, Effekten uſw. im Betrage von 4800 Mil-
lionen Geſdmark nicht einſchließen.

Der Miniſter betonte u. a., daß der Verluſt Deutſch
lands durch die Liquidierungen nur mit 12 Miſſliarden er
ſcheine, während er von anderer Seite mit Rügficht auf die
Wertſteigerung auf 30 Milliarden geſchätzt werde. Er
ſchloß, Deutſchland iſt ſchon jett bis an die Grenze ſeiner Lei
ſtungsfähigkeit gerangen. Für alles Weitere iſt die Vor-
ausſetzurg die Anfrechterkaftung und die Stärkung der
eigenen Volk- wirtſchaft. Dieſe braucht dringend Kre-
dite und Rohſtoffe.

M
das äußerſte zu erſchweren. So genannte „Nationale
Verbände“ haben Reſolutionen in die Welt hinausge-
ſchmetlert, deren Stil an die be'e U-Boots-Zeit er-
innert und deren rolitiſche Klugheit im umgekehrten
Verhältunis zu dem Aufwand an nationaliſtiſchen Schlag-
worten ſteht. Wenn wild gewordene Profeſſorenphan-
taſie in dem Sträuben gegen die Auslieferungsforderung
ſchon den erſten Schritt zur Zerreißung des ganzen
Friedensvertrages ſicht, ſo bedentet ſolches Gerede

eradezu eine Aufforderung an die Entente. in keinem
unkte nachzugeben. Nicht um ein Haar klüger iſt es,

wenn der ewig phraſenmachende „Nationalverband
dentſcher Offiziere“ zur Bildung einer Regierung des
nationalen Widerſtandes und der nationalen Ehre“
auffordert, in der die „beſten Männer des Volkes ohne
Rückſicht auf Parteizugehörigkeit“ ſitzen ſollen, womit
nach dem Sprachgebrauch des Nationolverbandes natür-
lich nichts anderes geſagt iſt, als daß dieſe Regierung
in der Hauptſache aus den Führern der Deutſchnatio-
nalen Partei, womöglich aus den Auszuliefernden ſelbſt
beſtehen ſoll. Kein vernünftiger Menſch kann glanben,
daß eine ſolche Regierung bei der Entente auf größeres
Entgegenkommen zu rechnen haben würde, als die
jetzige, im Gegenteil!

Neuere Preſſeſtimmen aus England beſagen aller-
dings, daß die engliſche Regierung wohl von den „vLiſten“
nichts gewußt habe, daß ſie aber gewiß nach einem
Gedankenaustauſch mit den Alliierten zu Frank
reich ſtehen. Dem mag ſein, wie ihm wolle, die politiſche
Situation gerade in England macht eher

eine Schwenkung der ens liſchen Regierung
verſtändlich und der Beweis dafür iſt die 4 roße Ver-
legenheit, in der man ſich augenblicklich in Paris
befindet und die die Variſer Preſſeſtimmen lebhaft
widerſpiegeln. Aus Mailand wird jetzt erneut

gemeldet, daß der Pariſer Sonderberichterſtatter des

„Corriere della Sera“ ſeinem Blatte gedrahtet babe, daß
Fron reich und England über die beſtehenden Meinungs-
verſchieden eiten zu einem Kompromiß gekommen ſeien
und die Aburteilung der Schuldigen dem Völkerbund
übergeben wollen.

Der Weg zu Verhandlungen iſt auf alle Fälle offen,
jetzt müſſen wir abwarien bis die nötige Klärung ein-
getreten und unſere Re ſierung muß immer im Auge
behalten daß das Ziel verantworilich handelnder Män-
ner nicht ſein kann. blindlings Haß und Leidenſchaften
aufzupeitſchen. ſondern zu einem Ergebnis zu gelangen,
das ſachlich hefriedigt. Und ie größere Ausſichten ſich
auf d'e Erreichng dieſes Zieles eröffnen, deſto weniger
darf ſie auf das Geſchref derer hören, deren Abſicht in
erſter Linie die 2üchtung der Revoncheſtimmung iſt.
Die rechtsſtehende Preſſe wagt bereits die Behanvtung,
daß ſie der Regierung eine beſſere und zuverläſſigere
Stütze ſei, als die Sozialdempkratie, weil ſie beſtrebt
iſt, die Erregnug zu einer Siedehitze zu ſchüren,

in deren Temperatur das Volk notwendig jede Beſin
nung und jeden klaren Blick für das Maß der Dinge
verlieren muß.

Jn Wirklichkeit fällt ſie damit der Regierung in
den Räcken, deren Ziel nicht iſt und nicht ſein kann, um
jeden Preis den Konflikt auf die Spitze zu treiben und
Deutſchland in eine Kataſtrophe hineinzurennen. deren
Folgen kein Menſch abſehen kann, ſondern die Entente
von der Vnmöglichfeit ihrer Forderung zu überzeugen
und ſie zu einem Tachgeben zu veranlaſſen, deſſen ein
Sieger fähig iſt, ohne ſich ſelbſt der Lächerlichkeit preis
zu geben. Gerade das Geſchrei der Rechten aber macht
der Entente fedes Nachgeſen ſchwer, faſt unmöglich.
Nurwennin Deutſchland andie Vernunft,
nicht an die blinde Leidenſchaft apvelliert wird, nur
dann kann auch auf der Gegenſeite Vernnnft ſtber
Leidenſchaft ſiegen.
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r FulenUeber die Folgen einer Weigerung Deutſchlands,
e von der Entente geforderten Perſonen auszuliefern,

macht man ſich in den verſchiedenſten Kreiſen höchſt
verſchiedene und meiſt nur ſehr unklare Vor-
ſtellungen. Das iſt begreiflich, da einmal nur die
wenigſten ſich in dem Parägraphenwuſt des Friedens
von Verſailles und der anhängenden Verträge aus-
kennen, und weil zweitens die Auslegung, die die
Entente dieſen Beſtimmungen geben wird, nicht nur
von juriſtiſchen, ſondern viel mehr noch von politiſchen
Erwägungen abhängt

Unter den Mitteln, die der Entente zur Verfügung
ſtehen, um die Auslieferung zu erzwingen, muß man
unterſcheiden zwiſchen denjenigen, die ihr aus Ver-
tragsrechten zuſtehen, und denjenigen, die ſich aus allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätzen ergeben. Die
allgemeinen völkerrechtlichen Grundſätze würden jedoch
erſt zur Geltung kommen, wenn ſich die Entente auf
den Standpunkt ſtellte, Deutſchland habe den Vertrag
nicht erfüllt, und damit habe dieſer aufgehört zu exi-
ſtieren Deutſchland hätte dann aus dem Vertrag über-
haupvt feine Verpflichtungen mehr, die Entente aber
hätte das Recht, Deutſchland mit neuem Krieg zu über-
ziehen und es zum Abſchluß eines neuen Vertrages
zu zwingen. Jndes, mit dem neuen Krieg iſt es
juriſtiſch wir ſehen hier vom Politiſchen ganz ab
auch nicht ſo einfach. Denn der Friedensvertra
enthält ja die Völkerbundsakte, die den Zweck hat, künf-
tige Kriege zu verhindern. Bevor die Entente als
Entente einen neuen Krieg beginnen könnte, müßte ſie
als Völkerbund einen Vermittlungsverſuch machen, und
erſt wenn dieſer fehlſchlägt, könnte ſie zum Kriege
ſchreiten. der nun aber nicht mehr Krieg, ſondern
„Bundeserekution“ heißen würde. Dieſe Bundesereku-
tion kann aber nur ſtattfinden. wenn die Bundes-
ver ſammlung ihr einſtimmig zuſtimmt.
Eine ſolche Einſtimmigkeit iſt im gegebe-nen Fall nicht zu erwarten, da einzelne
Bundes mitglieder den Standvunkt der deutſchen Re-
gierung in der Auslieferungsfrage für gerechtfertigt
halten.

Es bleiben die Mitel, die der Entente auf Grund
des Friedens von Verſailles und der anbängenden Ver
träge zu Gebote ſtehen. F 18 der Anlage II zu
Teil VII des Friedensvertrages ſagt:

Die Maßnafmen. zu denen die Alliiersen und Aſſoziierten
Regiervngen., falls Deutſchland vorſätzlich ſeinen Veryflichun-
gen nicht nachommt. berech'igt ſind und die Deutſchland ſich
verpflichtet. nicht als feind'elige Handlungen zu betrachten,
Können ſein: wirtſchaftliche und finanzielle Sperr und Ver-
geltungsmaßregeln. überhaupt ſoſche Maßarbmen. welche die
Wien Regierungen als durch die Umſtände geboten er-
chen.

Es iſt jedoch ohne weiteres klar, daß ſich dieſer
Paragraph nur auf den Teil VIII des Ver-trages bezieht, der von der ſogenannten
Wiedergutmachung, der Kriegsentſchädigung,
handelt. Der vorangehende Teil. der von den Straf-
beſtimmungen, d. h. von den Auslieferungen handelt,
enthält eine derartige Beſtimmung nicht. Für ihn
können nur jene Beſtimmungen des Vertrages in Be-
tracht kommen, die allgemein getroffen ſind für den Fall,
daß Deutſchland die Pflichten des Vertrages nicht er-
füllt. Solche Beſtimmungen ſind nur in Teil XIV des
Vertrages enthalten, der von den Bürgſchaften für die
Durchfüthrung“ handelt. Hier iſt nur von dem fünf- bis
fünfzehn jährigen Beſetzungsrecht der Entente die Rede.
Es wird bier geſagt, die Entente werde den erſten Ab-
ſchnitt in fünf, den zweiten in zehn, den dritten in fünf-
zehn Jahren räumen, wenn die Bedingungen des
gegenwärtigen Vertrages von Deutſchland pünktlich er-
füllt werden. Daraus ergibt ſich das Recht der Erſtente,
die militäriſche Beſatzung länger aufrechtzuerhalten,
wenn Deutſchland die Auslieferung verweigert. Ein
anderes Recht ſteht ihr vertragsmäßig, juriſtiſch nicht zu.

Insbeſondere hat ſie weder das Recht, die Gefange-
nen zurückzuhalten, noch die Blockade zu verhängen,
noch weitere Gebiete Dentſchlands zu beſetzen.
Blockade und Einmarſch könnten nur vom
Völkerbund angeordnet werden, die Zu
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58) Koman von Henrt Barbdufſe.
Allein bderechtigte deutſche Uebecſetzung von Max Hochdorf.

(Copyrigit by Max Rascher, Verlag A-G., Zürich.)
(Rachdruck verboten.

ſcharf die rohkantige Klarheit ſeines
Befehswortes herror. Er rief: Neberzeugt oder nicht, glaube!
Es handelt ſich nicht um die Erkenntnis, es handelt ſich um
den Glauben! Zuerſt muß man glauben, ſonſt läuft man
Ge ahr, niemals zu glauben. Gott geruht nicht, mit eigener
Mühe die Ungläubigen zu überzeugen. Sie iſt vorüber, die
Zeit der Wunder. Das einzige Wunder, wir ſind es! Und
der Glaube iſt es! Glaube, und der Himmel wird dir Glau-
ven ſchenken! So heißt es.“

Wie Steine ſch euderte er
Sterbenden: „Glaube!“

Der Prieſter ſprang auf. er hob ſeine fette und rund-
liche Hand empor und wieder, feierlicher, begann er: Mein
Sohn, ich begehre von dir einen Akt des Glaudens!“

Der Sterbende antwortete gehäſſig: „Gehen Sie fort!“
Doch der Prieſter rührte ſich nicht.
Er wurde durch die Dring lichkeit gedrängt und geſtachelt,

durch die Notwendigkeit, dieſe Seele gegen ihren Willen zu
retten. Er rief: „Du wirſt ſterben, du wirſt ſterben? Du
haſt nur noch wenige Augenblicke zu lehen. Unterwirf dich!“

„Nein!“ ſagte der Sterbende
Der Mann im ſchwarzen Gewande ergriff beide Hände

ſeines Gegners: „Unterwirf dich! Kein Nachgrübeln, kein
Wortſtreiten, wie eben dieſes, bei dem du deine koſtbare Zeit
verloren haſt! Alles das iſt ohne Bedeutſamkeit. Nur ſo
viel Spreu wie der Wind fortträgtl Wir ſind allein, du
und ich, mit unſerem Gott!“

Er ſchüttelte den Kopf mit der winzigen, gewölbten
Stirn. Aus dem Ge'icht ſprang die Kugelnaſe hervor, die
in die feuch en und tabakſchwarzen Nafenlöcher auslief. Seine
gelblichen, fadendünnen Lippen beherrſchien die beiden heraus
ſpringenden Zähne, die allein noch in der ſchwarzen Mund
höhle ſaßen. Sein Geſicht war durchzogen von Furchen,
die über die Stirn zwiſchen den Wimpern und um den

Der Prieſter hob

das gleiche Wort auf den
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rkeyarkung der eren zuverfü en ne rechtlich auch dieſen nicht zu.
Deutſchland danach, wenn rein verir

mäßig vorgegangen überhaupt keine unmittelbar wirkenden
t be fürchten. Die zeitliche Verlängerung der
e a ungen e 275 fünf znnen, machen ann wvermag niemand vorauszuſehen ſtverſtändlich ſoll
aber mit all dem nicht geſagt werden, daß die En-
tente nicht doch zu Zwangsmittelngreifen wird, die aus dem Vertrage nicht abzu
leiten ſind. Deutſchland würde dann neuen eren
Schaden erleiden, zugleich aber würde der n
Friedensvertrag mitſamt dem Völker-
bunde in die Luft fFliegen.

Aewes her die Wellluge.
Der bekannte Führer der italieniſchen Sozialdemo

kratie, der zum rechten Flügel ſeiner Partei gehört,
äußerte ſich über die Lage in Jtalien und in der ganzen
Welt einem Berichterſtatter der „Agentur Radio“ folgen
dermaßen:

„Die Streiks der Eiſenbahner und der Poſtbeamten
ſind nicht ſchlimmer geweſen als die Streiks, die in
Belgien ausgebrochen ſind, oder als die Zuckungen, die
man z. B. in Spanien vder in ganz Mitteleuropa er
lebt. Die Wahrheit iſt, daß die ganze Weltleidet. Und wer leidet, wird re Wenn man
ſagt, daß Streiks die geh Lage und die Teuerung
nur verſchlimmern und daß ſie die Produktion ver-
ringern, ſo iſt das eine Binſenwahrheit ähnlicher Art,
als wenn man einem Kranken, der fiebert, einſchärft,
ruhig zu bleiben, um ſeine Kräfte nicht
in zweckloſen Bewegungen zu vergeuden
und um raſcher zu geſunden. Das Problem, das gegen-
wärtig die Welt in Anſpruch nimmt, iſt kein philoſophi-
ſches Prolem, ſondern ein rein praktiſches Problem.
Feine Löſung läßt ſich mit einem Worte angeben:
Friede!

Aber es muß ein wirklicher, allgemeiner, aufrich-
tiger Friede ſein. Es darf nicht ſein, daß die einzelnen
Staalen beſondere Vorteile für ſich zu erlangen ſuchen.
Sie müſſen im Gegenteil die ſich einigende Intereſſen
ſolidarität ſtärken und die produktive Kraft ſteigern.
Alles müßte zwiſchen ihnen im abſoluten Freihandel
verkehren.

Man müßte endlich die gegenſeitigen Schuldenlaſten
zwiſchen den Staaten annullieren, anſtaft utopiſche
Wiedergutmachungen zu erwarten, die der Gegner nie-
mals wird erfüllen können. Das iſt das wahre Mittel,
die Geldinflation zu verringern, die grauſamen Valuta-
kurſe zu bekämpfen ſowie die Teuerung, welche durch
Streiks naturgemäß noch verſchlimmert werden.

Daher iſt für mich das Problem im weſentlichen
ein Problem der internationalen Politik. Wenn die
regierenden Klaſſen es nicht begreifen, dann mögen ſie
den Schaden davon tragen. Die arbeitenden Klaſſen
haben es verſtanden und ſie werden die Macht ergreifen,
weil man, zum Wohle Italiens und übrigens auch
der ganzen Welt, um jeden Kreis über Krankheit und
Tod ſiegen muß.“

Beſoldunczreform und 60;zialdemofratie.

Die Entwürfe der neuen Beſoldungsordnungen des
Reiches und Preußens ſind fertigge“ellt und der
Oeffentlichkeit bekannt geworden. Nach den langen
Jahren ſchwerer wirtſchaftlicher Entbehrungen, die zu
einer Beſoldungsreform geradezu drängten, iſt es
durchaus unverſtändlich, daß bei den Beamten leiden
ſchaftliche Erörternngen über dieſe Entwürfe eingeſetzt
haben, durch welche eine Neuregelnng der Beamten-
beſoldung und eine gerechtere Gruppierung der Be-
amten nach neuzeitlichen Grundſätzen unter Berück-
ſichtigung langgehegter Wünſche beabſichtigt iſt.

Die Sozialdemokratiſche Partei wird ſich bemühen,
daß dieſe Geſetzesvorlage unter Mitwirkung der Be-
amten ſo geſtaltet werde, daß ſie den Grundſätzen der
Billigkeit und Gerechtigkeit entſpreche. Eine auf Ver-
anlaſſung der „Zentralſtelle für Beamtenagitation“ aus

T n SEZT AMund herumliefen, und bedeckt war es auf Kinn und Wan
gen mit einer grauen Schicht. Der Prieſter aber rief: „Jch
vwertrete Gott! Du ſtehſt vor mir, als wenn du vor Gott
ſtündeſt. Sage nur: Ich glaube!' Und ich will dich frei
Prechen. Ich glaube!! Alles kommt darauf an. Der Reſt
iſt mir gleichgültig?!“

Dichter und dichter drängte er ſich an den Sterbenden.
Er klebte faſt am Geſicht des anderen. Wie einen Schlag
wollte er ſeine Asſolution um jeden Preis anbringen: „Bete
nur mit mir: „Vater unſer, der àau biſt im Himmel“ Jch
verlange nichts anderes von dir!“

Das Geſicht des Kranken war von Abſcheu gekrampft
Er machte eine Bewegung der Abweiſung: „Nein, nein!“

Plötzlich ſprang der Prieſter anf. Er triumphierte: „End-
lich! Du haſt gebetet!“

„Nein!“
„Ach!“ grollte der Vrieſter zwiſchen den Zähnen.
Er rieb die Hände des Sterbenden. Man ſpürte, er würde

ihn in ſeine Arme genommen haben, um ihn zu umarmen,
um ihn zu erſticken. Er würde ihn ermordet haben, wenn
das Röcheln des Sierbenden eine Beichte hätte ſein dürfen.
Derart war er von dem Wunſche gepeinigt, ihn zu über-
reden und das Wort zu entreißen, das er von der Lippe
des Mannes fortraffen wollte.

Er warf die welken Hände rückwärts. Er durchmaß das
Zimmer wie ein wildes Tier. Er pflanzte ſich wieder vor
das Bett hin. Er ſtammelte: „Denk', daß du ſterben und
verfaulen mizit! Du wirſt bald in der Erde ſein! Sag'n:
unfer Dieſe beiden Worte nur! Richts weiter.“

Er war tief auf den Sterbenden gebeugt. Zuſammen-
gekrümmt und düſter wie ein Dämon, der nach einer Seele
ausſpäht. Gebückt, wie die ganze Kirche über die ganze ſter
bende Menſchheit, ſo ſpähte er nach dem Munde des
Sterbenden.

„Sag' es! Sag' es! Sag' es!“ Der andere verſuchte
ſich loszulsſen. Er röchelte wütend und ganz leiſe und mit
dem Tat Reſt ſeiner er eanaille!“ ſchrie ihn der Prieſter an. Und erihn ins Geſicht. ſchlug

Er donnerte: „Du wirſt wenigſtens mit einem
in den Krallen ſterben!“

ommiſſion h lg eine ntwürfechpr

eintreten. Das Ergehnis die ſoll beider Vorle in mentendurch die Fraktionen der Sozial atiſchen Partei
verwertet werden.

BValuta und Aus'uhr.
Nach einer amerikaniſchen Statiſtik wurden im ver

33 Jahre nach Deutſchland eingeführt für rund90 illionen Dollar und von Deutſchland nach Amerika
ausgeführt für rund 10 Millionen Dollar. Die deutſche
Ha r den Vereinigten Staaten iſtalſo mit rund illionen Dollar paſſiv, und 80 Mil
lionen Dollar ſind bei dem gegenwärtigen deutſchen
Valutaſtand etwa 56 Milliarden Mark.

In demſelben Verhältnis ſteht die deutſche Ein
fuhr und Ausfuhr ungefähr zu allen Ländern. Gelingt
es nicht, durch Erhöhung der Leiſtung der deutſchen
Landwirtſchaft die Einfuhr weſentlich zu beſchränken,
und durch Erhöhung der Leiſtung der deutſchen Jndu-
ſtrie die Ausfuhr weſentlich zu ſteigern, dann müſſen
alle Bemühungen um die Hebung der deutſchen Valuta
ausſichtslos bleiben.

Erzberger gegen die Auslleferung.

n e Erzberger gewährte demSonderberichterſtatter der „Daily Mail“ eine Unter-
redung, in der er u. a. etwa folgendes ausführte:

Die Auslieferung irgendeines Deutſchen an die En-
tente ſei einfach und urchführbar. Der Körper
der Nation würde in einer Weiſe erſchüttert werden,
daß kein Menſch ſagen könnte, was aus Europa würde.
Die Frage, ob dieſes Verhalten der Regierung in Ein-
klang mit dem Friedensvertrag zu bringen ſei,
könne inſofern nicht konſtatiert werden, als der Ver
trag nicht in freier Vereinbarung unterzeich
net ſei. Es habe Hofſnung beſtanden, daß die Alliierten
auf Grund gewiſſer Zuſicherungen die Ablehnung der
Nebernahme einer Verpflichtung nach Artikel 227 bis
230 annehmen würden. Nach der neuerlichen Drohung
Clemencegaus ſei am 23. Juni nichts anderes
ſibrig geblieben, als unter dem ungeheuren Zwang der
Drohung des Einmarſches den Friedensbedin-
qungen der Alliierten auch ohne Abänderung der Be
ſtimmungen Zuſtimmung zu geben.

Der Miniſter bezei nete es als völlig falſch aus
der Haltung der Regierung den Schluß zu
ziehen, als wolle Dentſchland die Verpflichtungen des
Friedensvertrages nicht einholten. Schon nach den bis-
her erfolgten Leiſtungen an die Alliierten könnten die
Alliierten dieſe Annahme nicht aufrechterhal-
ten; die Forderung der Ausliefernng untergrabe den
Wiederaufbau des Deutſchen Reiches.

Zum Schluß ſprach der Miniſter die Ueberzeugung
aus, daß die in Berlin anweſenden Ententever-
tretungen, die die dentſchen Verhältniſſe aus
eigener Anſchauung ſähen, dieſelbe Auffaſſung
wie die Regierung und das ganze deutſche Volk hätten.

c I

Erhard Auer nicht auf der Liſte.
Wie der „Vorwärts“ zuverläſſig erfährt, handelt es

ſich im Falle des von der Entente geforderten Auer um
einen Major Auer, alſo nicht um unſeren Partei-
genoſſen Erhard Auer. Genoſſe Auer wurde von dieſem
Sachverhalt, der Sonntag abend in Berlin bekannt
wurde, ſchon drahtlich verſtändigt.

So ſehr wir bedauern, daß der erholungsbedürftige
Genoſſe Auer durch dieſe Verwechſlung einer ſchweren
Aufregung ausgeſetzt wurde, ſo freuen wir uns doch der
tapferen n die dieſer zerſchoſſene und doch
mnutig gebliebene Kamerad vor der Aufklärung des
Frrtums abgegeben hat. Sie wird für alle Zeiten ein
ehrenvolles Blatt in der Geſchichte unſerer Partei
bleiben.

Generalſtreik in Solingen. Seit geſtern morgen Kerrſcht in
Solingen Generalſtreik. dem ſich auth die Buchdruckergehilfen an
g ſchloſſen haben. Die Zeitungen ſind nicht erſchienen. Der
Heneralſtreit iſt eine Folge der von Arbeitgeberſeite erfolgten
Ausſperrungen.

Er zog ein Kruzifir hervor und legte es dem Sterbenden
ſchwer laſtend auf die Bruſt.

Der Sterbende wälzte ſich in einem dumpfen Entſetzen.
als wenn die Religion eine anſteckende Krankheit wäre, und
er warf das Kruzifix von ſich ab zur Erde.

Ueber ihn beugte ſich der Prieſter und murmelte Be
ſchimpfungen: „Aas und Auswurf, du wirſt rerrecken wie
ein Hund! Aber ich bin da!“ Er hob das Kreuz wieder
auf. Er hielt es in ſeiner Hand. Sein Auge funkelte. Er
war ſicher, daß er obſiegen und zermalmen werde, und er
wartete zum allerlettenmal.

Der Sterbende war vollſtändig am Ende ſeiner Kräft
und preisgegeben, und er keuchte. Der Prieſter ſah, doß
er ihm ausgeliefert war. Er legte ihm von neuem das Kruzi
fix auf die Bruſt. Diesmal behielt es der Sterbende, ob
wohl er es nur noch mit Augen des Haſſes und der ge-
ſcheiterten Ohnmacht anblicken konnte. Aber ſelne Blicke
konnten das Kruziſix nicht mehr fortſchleudern.

Als der ſchwarze Mann in dem Dunkel der Nacht ge
gangen war, und als ſein Gegner ſich langſam ron ihm
erholte und loslöſte, da dachte ich, daß dieſer Prieſter in
ſeiner Gewalttätigkeit und Unge'ſchlachtheit entſetzlich recht
habe. Ein ſchlechter Prieſter? Nein, ein guter Prieſter
Denn er hatte nicht aufgehört, nach ſeinem Gewiſſen und
nach ſeinem Glauben zu ſprechen! Er hatte einfach verſucht
ſeine Religion anzubringen, ſo, wie ſie war, ohne hinter
liſtige Ausflüchte. Unwiſſeßd, ungeſchickt und unnütz ja,
aber ehrlich und folgerichtig, ſelbſt in ſeiner furchtbaren Ge-
walttat. Während der halben Stunde, da ich ihn belaufchte,
hatte er es mit allen von der Religion empfahlenen Mitteln
verſucht, ſein Handwerk auszuüben, das beſtand in dem
Einſammeln von Glaubens getreuen und in der Erteilung
von Abſolution. Er hatte alles gefagt, was ein Prieſter
nicht verſchweigen darf. Aus der brutalen Gewöhnlich
keit des Gottesdieners und Gottesſtlaven hatte ſich, um
ſchichtig und klar, das Dogma offenbart. Als die Gefahr
ihm drohte, daß er abgeſchlagen würde, da hatte er in
wahrhaftem Wehe ge'eufzt: „Was willſt du denn, das ich
tun ſoll?“ Wenn der Menſch recht hatte, dann hatte der
Prieſter auch recht. Er war der gute Vrieſter, er war da

(Kortſetung jolgi.)
Kruziſix Laſttier der Religion.
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tand findet ſchen de Jutt
mann Hillger; Verlag, Berlin Leipzig.) Nach dieſer
Ueberſicht iſt das Staatsoberhaupt in

Anhalt: Präſident des Staatsrats Heinrich Deiſt
(Soz.)7

aden: Stagatspräſident Anton Geiß, Staats
miniſter (Soz.);

ayern: Miniſtervräſident Hoffmann (Soz.);
Braunſchweig: Miniſterpräſident: Volksbeauf-

tragter Dr. Heinrich Jaſper (Soz.);
e Bremen: Der Senat Bürgermeiſter Deichmann,
(Soz.)Zim urg Erſter Bürgermeiſter Dr. v. Melle;

Heſſen: Staatspräſident Karl Ulrich, Staats
miniſter (Soz.);

ppe:Lübeck: Präſidierender Bürgermeiſter Dr.nan Fehling: v e Ferdi-
ecklenburg- werin: äHr, Wendorſf- g Sch Miniſterpräſident

Mecklenburg-Strelitz: Vorſitzender des
Staatsminiſteriums, Staatsminiſter Hans Krüger (So-
e

enburg: Miniſterpräſident Tantzen-Heering;Preußen: Die Landesverſammlung: Präſident
Leinert (Soz.);

Reuß: Der Staatsrat, der aus höchſtens neun vom
Volksrat ernannten Mitgliedern beſteht;

Sachſen: Vorſitzender des Geſamtminiſteriums
Dr. Gradnauer (Soz.);

Sachſen -Altenburg: Vorſitzender des Staats-
miniſteriums Staatsrat Frölich;

Sachſen-Koburg:

n r nS a en-Meiningen: Miniſterpräſident Frei-herr von Türke: 4 errr Fre
Sachſen-Weimar: Vorſitzender der Staats-

regierung Dr. Paulſſen;:
Schaumburg-Lipve: Die Landesregierung:

Schwarzburg-Rudolſtadt: Vorſitzender des
Geſomtminiſteriums Hortmann;
„„Schwarzburg-Sondershauſen: Das Mi-

niſterinm;
WValdeck: Landesdirektor Präſident v. Roedern;
Württemberg: Staatspräſident Staatsminiſter

Blos (Soz.).

Eine weggeſtruerte 20 Millionen-GErbſchaft.

In Dentſchland gibt es maſſenhaft Leute die der
Meinung ſind, daß man mit den Reichen noch viel zu
gnädig umſpringe. Jn Wirklichkeit iſt die
Steuerſchranbe in einer Weiſe ange-
zo gen, die höchſt ſpürbar wird, und die Betroffenen
ſtöhnen über Konfiskation ihres Beſitzes. Das wird
ſich erſt ganz rigen wenn alle Steuern, auch die neue
Reichseinkommenſteuer, wirkſam ſein werden.
et wirke Boleender dir Wlellthent ehe ſener

rbar. Folgender, der Wir eit entſtammendeFall wird der „B. Z.“ mitgeteilt:
In den erſten Tagen dieſes Jahres ſtarb ein hervorragender

Großinduſtrigller mit Hinterlaſſung eines Vermögens von 20 Mil-
lionen Mark. welches an ſeine Erben. drei groß iährige Kinder,
fällt. Da er in ven Jahren 1914 bis 1. Juli 1919 davon 5 Mil-
lionen zuerworben hatte. ſo giroen von der Erbſchaft vorweg an
Kriegeſteuer für 1919 ab: 4333 000 Mk., ſo daß nur 15 667 000
Mark verhlieben eine an und für ſich auch noch ſchöne Summe
Aber die Schmelze folg'e bald in Ecſtalt des am 31. Drzember
1919 fällig gewordenen Reichsnotopfers, welches ſich nach S 24
des Tarifs auf 11 834 550 Mk. beläuft und den Nachlaß fernerhin
kelaſtet Es bleiben demnach noch 3832 450 Mt. als Erbſchaft,
gemindert zunächſt durch die Nachlakſteuer von 154 622 Mk. ſo
daß der reine auf die drei Erben entfallende Nachlaß 3 677 828
Mark oder für feden der Erben 1229 276 Mk beträgt Hiervon
gehen für jeden von ihnen die Erbſchaftsſteuer wit 231 050 Mk.
b. und. da die Erben auch eiccnes Vermögen beſitzen. nach S 28
des Erbſch.-St.G noch weitere 100 Prozent. gleich 231 060 Mk.
ſo daß ſich der Vermsgenszuwachs eines ſeden auf
'67 156 Mark reduziert. Durch dieſen Zuwachs erhöht ſich
weiterhin ſchon im erſten Beſitziahr die Einkommenſteuer nach
dem bereits zur Bertung ſtehenden R-Eink.Steuergeſetz S 20
um ungefähr 50 Prozent des Einkommens hiervon, was der Ab-
ündrna halber auf ungefähr 17 156 Mk anage'eßt werden ſoll,
o daß jedem Erben zunächſt eiwa 750 000 Mk. als Erbteil ver-
bleiben werden. Hiervon dürf en alsbald die noch bevorſtehende
Keichsvermögensſteuer, ferner entweder die Spar-
euer (3--10 Prozent). oder die Aufwandſteuer (3—30
rozent) abfallen. ſo daß auch dieſer Nettobetrag noch eine ent-
orechende Verringerung erfahren wird.

Man wird danach einigermaßen begreiflich finden,
wenn die Leute, die es angeht, auf die Revolutions-
tegiernng ſchimpfen und ſich unverhohlen freuen, wenn
nf den Reichsfinanzminiſter geſchoſſen wird. Daß ſich
Wer auch noch Sozialdemokraten finden, die der Mei-
ung ſind, man ſchütze in Dentſchland das Kapital, kann
och nur auf ihrer Unwiſſenheit beruhen.

der Sieg der Realtion in Ungarn.
Zun den Nationalwahlen in Ungarn ſchreibt die
Wiener „Arbeiterzeitung“:

Obwohl noch keine abſchließenden Berichte vor
liegen, kann man daran nicht zweifeln, daß in der unga-
riſchen Nationalverſammlung die monarchiſtiſch kleri-
iale Regktion ſchwärze'ter Farbe ohne irgendein voli-iſches Gegengewicht herrſchen wird. Es ſcheint, daß die

genannte Chriſtlichnationole Partei dic Mehrheit derMandate erhalten wird. Man muß von dem heutigen
Zage mit der Tatſeche rechnen, daß ſich die madiariſche
Reaktion, die bisher ein unverhüllter Abſolutismus
var, nun den Schein einer parlamentariſchen, ſich auf
den Volkswillen ſtützenden Regierung zu legen und
darauf ſo manche Anſprüche gründen wird. Dieſe Na-
onalverſammlung vertritt natürlich nicht den
Willen des ungariſchen Volkes, denn eine
Wilensäußerung des Volkes konnte ohne Preſſe- und
Redefreiſeit, ohne Vereinigungs- und Verſamwlungs-
recht nicht erfolgen. Der gegenrevolutionären Hyſterie
und dem Terror einer tollgewordenen Soldateska und
einer von Rachegelſiſten geleiteten Verwaltung. nicht
dem freien, demokratiſchen Wahlrecht hat dieſe National-
verſammlung ihr Sein zu verdanken. Nichtsdeſtoweni-
ger bedeutet ſie einen, wenn auch vorübergehenden.
Kräftezuwachs für die madjariſche Reaktion und eine
Bedrohung ruhigen, friedlichen, demokratiſchen Ent

wicklung der Donauſtaaten. Der Angenqn der Wahlen y Eine VorwiriksentwiI 42 t Se wenn auch nich des e c
r un ariſchen Wahlmache für das

g in Budapeſt bedentet einekriegeriſche Politik, die auf die Wiederaufrichtung Un
garns in ſeinen alten Grenzen ausgeht. Natürli
werden in allen dieſen Fragen noch andere Machtfak-
toren ein Wort mitzureden haben und man hat ſchon
gleich reaktionäre Parlamente in gleichen Lagen ge
ſehen, die aber dann trotzdem ihren Plan, die Aufrich-
tung der Monarchie, nicht durchſetzen konnten. Die
franzöſiſche Nationalverſammlung von 1871, das fin-
niſche Abgeordnetenhaus im Jahre 1918 hatten dieſelben
Abſichten wie die Habsburgerknechte von 1920 in Buda-
peſt und trotz alledem ſitzt weder in Frankreich noch in
Finnland ein König über dem Volke. Aber es wäre
ein Jrrtum und ein Fehler, die durch das Zuſtande-
kommen dieſer reaktionären Nationalverſammlung er-
folgte Erſtarkung der internationalen Reaktion auf die
leichte Achſel zu nehmen.

Prozeß Keſſel.

t Berlin, den 7. Februar.Es wird die Vernehmung des Pſarrers Lic. Rump fortgeſetzt.
Zeuce D. Rump: Jch ſtelle feſt, daß das Angebot eines Rit' erguts
und der 150 000 Mark nicht von mir ausgegangen iſt. Sodenn
wird Pfarrer Rump zu dem Anklagepunkt der Herausforderung
zum Zweikampf vernommen. Er bekundet dazu: Als ich nach der
Sitzung im Kriminoglgerichtsgebäude durch den largen Geng. der
im Volkswund „Schwind uchtsgang“ heißt, ging, wurde ich von
einem Offizier von hinten in maßloſer Aufregung angerufen, der
mir erflärte: d abe den Auf rag, Jhnen eine Forderung unterſchwerſten oder ſchärfften Bedingurgen zu ühberbringen. VJch er

widerte ſehr ſcharf: Der Hauptmann von Keſſel hat mir keine
Forderung zu ſtellen. Es wird hierauf Oberleutnant Marloh
vernommen. Er wiederholt ſeine Angaben die er in ſeinem
eigenen Prozeß gemacht hat, über die Tätigkeit v. Keſſels in der
Fluchtanoelegenheit. Seit Mitte Mai habe v. Keſſel, ſein Vor-
ge'etzter, ihn zur Flucht gedrängt. Er habe ſich imwer geweiceert,
weil er felſenfeſt von ſeiner Freiſprechung überzeugt geweſen ſei

Angeklagter v Keſſel: Es könrte der Verdacht entſtehen, daß
meine Angaben Schwindel ſeien. Jch bitte daher dringend, Haupt
wann Pabſt zu rernehmen. Er wird ſagen müſſen. daß er mir
Auf'rog gegeben hatte, zu ſorgen, daß Marloh wesfomme und daß
der Reichswehrminiſter Noske es wünſche. Vorſitzender: Der
Name des Reichswehrminiſters Noske wird von ihnen heute zum
erſten Mole hier genannt.

Es wird dann Leutnant Wehmeyer vernommen. Er gibt an
daß Ke“el ihm am 2. Juni holen ließ und ſagte, er wiſſe. mit
uns Dick'övfen iſt doch nichts anzufangen, es ſei aber der letzte
Terwin, doß Maxloh weglomme“.

Es entſrinnt ſich öber die Vereidigung des Pfarrers Rump
eine längere Auseinanderſetzung. Die Verteidigung macht Ein
wände gegen dieſelbe vnd Rechtsanwalt Alsberg behölt ſich vor,
in ſeinem Plaidorer Frentuolbeweisanträge über die Glaub-
würdig'eit des Zeugen Rump ey ſtellen. Es müßten dann Zeugen
aus Brewen kommen. Der Gerichtshof zog ſich zur Beratung
über die Vereidigungsfrage zurück.

Arze Notlzen.

Der Abzug der Deutſchen aus Danzig. Sonntag nachmittog
ßaben die letzten der tſchen Truvpen. der Reſt des Jnfanferie-
Regiments Nr. 128. Danzig verlaſſen. Tauſende von Menſchen
begleiteten die Truppen nach Langfuhr zur Troinkaſerne. wo ſie
ühbernachteten. Sie reiſten hrute morgen nach Pommern ab.
Sonndag und Montag trafen Vorkommindos des engliſchen Be
ſatzyngs-Vatgillons hier ein. Morgen iſt der Reſt des Bataillons
zu erwaren.

Weitere Schlie ung von Eiſenheahnwerkſtättun Die Eiſen-
hahnwerlſtät'e in Limbura iſt wegen Unwirgſchaftlichkeit ge
ſchloſſen worden Ungefähr 3000 Arbeiter wurden entlaſſen

Druckerſtreik in Köln. Jnfolge Streiks der Drucker erſcheinen
die Kölner Zeitungen mit Ausnahme der ſozialdemokratiſchen
Rheiniſchen Zeitung nicht.

Der Kieler Vuchdrugkerſtreik iſt beendef. Die Forderungen
wurden bewilligt. Die hieſigen Zeitungen erſcheinen heute wieder.

Rußland und Polen. Wie aus Warſchau gemeldet wird,
ſteht die polniſche Regierung und das Parlament dem zweiten
Friedensangebot Sowiet- Rußlands ſehr ſumpathiſch gegenüber,
behandelt es recht ernſt und will wenn es möglich iſt. Frieden
mit Rußland ſchließen. Die ſozialdemokratiſche volniſche Partei
erklärt, den Gencralſtreit in ganz Polen zu proklamieren. falls

Friedensvorſchlag der Bolſchewiſten nicht eingegangen
wir Eine Niederlage der Bolſchewiſten. Die britiſche Militär-
miſſion in Süd- Rußland meldeot. daß die Bolſchewiſt m welche die
Don-Manitſch-Linie zu erzwingen ver'uchten. unter ſchweren Ver-
luſten zurückgetrieben wurden. Das Eis auf dem Fluſſe brach
und viele Bolſchewiſten erfranken. die übrigen wurden arzwungen
ſich eilends in nördlicher Richtung zurückzuzieben. wohri ſie viele
Geſchütze und Transporfwagen im S'iche laſſen wyßten. Eine
bolſchewiſtiſche Truppe. die den Don öſtlich von Roſtow üherſchrei-
ten wollte, wurde nach ſchwerem Kampfe über den Fluß zurück-
getriſben. In dieſe n Gefechten wurden insge'amt 6100 Gefangene
gemacht. 171 Geſchütze und 339 Maſchinencgewehre erbentet.

Das D.fizit der amerikaniſchen Eiſenbahnen Aus Waſhing-
ton wird der Telegrapben-Union“ berichtet Die vorläufig er-
mittelte Bilanz für die Eiſenbahnen weiſt ein Defizit von 400
Millionen Dollars auf.

Aus ler Welt
Kattowik. Grippeepidemie. Die Gripve hat ſchon

weit über hundert Todesopfer gefordert Vom Donnerstag bis
Sonnabend wurden in Kattowitz gegen 30 Todesfälle verzeichnet.

Königtum, und der Kön

Danzig, 8. Februar. Folgen ſchwerer Flugzeug-
abſturz Auf dem großen Exerziervlaß in Lanafuhr ſtürz'e
am Freitag aus etwa 100 Meter Höhe ein Flugaz ug ab
fing beim Aufſchlagen auf den Boden Feuer. Der Jnſaſſe. Flug
zeugführer Wendt. wurde tot aus den Trümmern geborgen.

Kopenhagen. 9 Februar Peſtgefahr. Berlingske Ti-dende m ldet aus Helſingfors: Der finnſſche Staa'srat hat in-
folge der Peſtgefahr die finniſch ruſſiſche Grenze geſperrt.

ne

Parteinachrichten.

Es geht vorwärts!
Unſere politiſchen Freunde von rechts und links überbieten

ſich gegenſeitig in Behauptungen. daß die ſozialdemokra'iſche
Partei ron Tag zu Tag an Anhbänaer verliere. daß die Volks
ſtimmung ſich zuſehends von ihr abw nde Da erſcheint es ancge-
bracht. an der Hand von Tatſachen einmal da; Gegenteil zu be-
weiſen Gerade in den letzten Wochen wurden in allen Teilen
Deutſchlands neue Ortegrupven gebildet und wo ſolche vor handen,
ihnen beacht nswerte Mitaliederqufnahmen zugefährt. So ſtieg
in den badiſchen Ortsvereinen Freinsheim die Mitalederzahl
von 90 auf 210. darunter 55 Frauen in Jns9 im von 23 auf
108 Jn den kleinen pfälziſchen Landorten Einöd. Dunzweiler,
Dittweiler, Höheiſchweiler wurden in der vergangenen Woche
neue Ortsvereine mit ſtattlichen Mitgliederzahler gegründet.

Es

weit g

Kaſſel auf. In n
a

r

erband Heſſen
Dezember ſtieg dieRi aliederzadi von i er 696 Frauen. Jm

Freiſtaat Coburg zählen 32 Ortsver 97718 Mitali-der. die
Parteipreſſe hat 6200 Bezicher. Von insgeſamt 264 Gemeinde
räten ſind 162 Sozialdemokraten. außerdem 14 Ortsſchultheißen
und 5 S llvertreter. Von 11 Landtagsabgeordneten achbren
7 unſerer Partei a In Hoya (Hannover) zählt der vor ſieben
Monaten gegründen er 124 Mitalieder.

50 Jahre Parteimitalied.
Jn Friedrichsfeld (Baden) konnte am 31. Januar unſer Ge

noſſe Cheiſtian Gembe auf ſeine fünfzigjährige Zugehörigkeit zur
ſozialdemolratiſchen Partei zuröckblicken. Während dieſes halben
Jahrhunder's hat der Jubilar an allen Kämpfen ver Partei inni-
gen Anteil genommen und ihr die Treue gehalten Möge es
ihm noch recht lange möglich ſein. in gleich regem Sinne für die
Partei zu wirken.

Gewerlſchaftliches.

Zerſplitterung der Werkmeiſterbewegung.
Der Geſamtverband Deut'cher Angeſtellten 4 werkſchaften.

der Geſamtverband der chriſtlichen Gewerlſchaften und der
Geſamtverband Deutſcher Beamten und Staafsangeſtellten-
Eewerkſchaften, haben ſich bekanntlich zu einem Deu ſchen Gewerk-
ſchaftsbunde zu'ammengeſchloſſen. Brim „Geſamtrerband Deut-
ſcher Angeſtellten-Gewerlſchaften“ trifft die Bezeichnung Geſamt-
vorband nicht zu. da ſich die Angeſtellten-Organtſa lionen bisher
ſchon in mehreren Koalitionen zuſammengefunden haben. ehe dieſe
Gründung erfolgte. Es iſt nur der Deutſchnationale Handlungs-
gehilfenverband, der als die Grundlage dieſes Gejſamtverhandes
Deutſcher Angeſtellten-Gewerkſchaften b trachtet werden kann.

Um dem Namen Geſamtverband Rechnung zu tragen, beab-
ſichtigt man allerdings einen neuen Deutſchen Techniker-Ver
band zu gründen und auch einen neuen Werkmeiſterbund zu
ſchaffen. die als Konkurrenzverbände der großen beſtehenden
techniſchen Organi'ationen gedacht ſind. Mit der Reugründung
wird alſo Zerſplitterung in die bisher geſchloſf ne Angeſtellten-
Bewegung gebracht. Jndem der alte Deutſche Techniter-Verband
ſich mit dem Bund der techniſch. induſtriellen Beamten zu dem
neuen Bund der fechniſchen Angeſtellten und Beamten verſchmolzen
hatte. war die Einheitsorgani'ation der Techniker gegeben. Die
bisher beſtehenden Sonderrerbändchen der Werkmeiſter einzelner
Branchen ſchließen ſich immer feſter an den Deutſchen Werkmeiſter-
Verband. Düſſeldorf. an. und damit wird auch für dieſe Berufs
aruppe die Einheitsorganiſation geſchaffen Der Deutſche Werk-
meiſter- Verband zählt zur Zeit 130 000 Mitalieder. die ihre Be-
rufsintereſſen in ihm wahren.

Der unter Mithilfe des D. H. V. neu zu ſchaffende Dentſche
Werkmeiſter-Bund verfolgt eben o wie der Geſamtv rband Deut
ſcher Angeſtellten-Geweriſchaften religiöſe und varteipoli
Ziele. während der D' utſche Werkmeiſter- Verband arundſätzlich
die Neutralität in ſolchen Fragen geübt hat und auch fernerhin
daran feſthalten wird

Eine Kennyeichnung des neuen Werkmeiſterbundes findet
man in einem Fluablatt. das von ihm ausgeht. in dem es heißt:
Durch rückſichtsloſen Ein'at aller gewerkſchaftlichen Mittel wer
den wir uns ang, meſſene Gehalts- und Anſtellungsverhäl! niſſe
und menſchenwürdige Behandlung dort erkämpfen. wo man uns
dieſe unbedingten Vorausſetzungen für die Hebung unſeres Stan-
des nicht autwillig zuerkennt Auf der andern Seite macht er
dem Deutſch n Werlmeiſter- Verband den Vorwurf. daß er die
materialiſtiſche Auffaſſung alles Werdens und Geſchehens zur
Grundlage und zum Ausgang ſeiner Beſtrebungen mache, während
er ta ſächlich bei der gewerkſchaftlichen Vertretung der Inter
eſſen ſeiner Mitglieder guf die Volksgcſamtheit die weiteſte Rück
ſicht nimmt.

Man ſieht daraus. daß es nur die beſonderen Zirle der
Führer des neuen Geſamtverbandes Deutſcher AnageſtelltenGe-
werkſchaften ſind. die ſich in agitatoriſcher Weiſe bemühen und
damit die Einheitsbeſtrebungen in der Angeſtelitenbewegung
durchkreuzen. Die reſtlofe einheitliche Wahrung der Berufs
intereſſen der Deu' ſchen Werkmeiſter wird auch in Zukunft dem
ſchon ſeit 36 Jahren beſtehenden Deutſchen Werkmeiſter-Verband,
Düſſeldorf. zufallen.

Peueſte Nuchriten ind Telegramme

Auflöſung der Arbeiterräte in ganz Ruß' and.
Lemberg, 9. Febr. (TU.) Das hieſige ukraini

ſche Blatt „Wpered“ zitiert eine Meldung des ruſſiſchen
Blattes „Moskawskajg Shiſn“, wonach die ruſſiſche
Sowjetregierung die Auflöſung der Arbeiterräte in
ganz Rußland beſchloſſen hat.

Wieder aufgenommene Handelsbeziehungen.
Koven ſagen. 9. Februar. „Volitiken“ meldet aus

Revol: Die Handelbeziehnngen mit Sowjet- Rußland ſind wieder
aufgenommen

Achtſtundentag in Jtal'en.
WTB. Rom. 9. Februar. Der Miniſter für Induſtrie legte

einen Geſetzentwurf zur Einführung des Achtſtundentages var,

Südſlavien und die Adr'a.
Paris, 9. Februar. Der Belgrader Korreſpondent der

Times“ erklört die ſüd ſlawiſche Antwort hinſichtlich der Grund
bedingungen des Adrigansgleichs werde verneinend ſein.

Der franzöſiſche Eiſenbahnerſtreik vermieden
Paris 9. Februar. Der drohende Eiſenbahner- und Berge

arbeiteritrei? iſt vermieden worden Die Eiſenbehner erhalken
eine jährlich Nergüfung von 728 Franken, ſo lange, bis die
Preiſe für die Lebensmittel geſunken ſind.

Die amerikaniſchen Arbeiter gegen den Kongreß.
Waſhinaton. 9. Februax. Von einer drei Millionen

Mitglieder zählenden Arbeiterorganiſation wird ſoſben eine
volitſſche Kampaane zur Veröffentlichung einer Erklärung er
öffnet, in welcher der Kongrek heftig angerriffen wird, ſeine
Pflicht nicht erfülll zu haben. da er eine reagktionäre und auto-
kra“iſche Politik ermutige und unterſtüze, Es wird die Ernennung
eines Propogandakomiers angkündigt. das 25 Arbei“ervertrefer,
darunter vier Frauen, umfaſſen wird. An der Spfie wird
Samnel Comvpers ſtehen. Das Komitee ſetzt ſich zum Ziel. alle
Anhäner der Oraganfiſation zu beſtimmen. im November ihre
Stimme den wahren Freunden der ſyndikaliſtiſchen Bewegung zu
geben.

Verſammlungs Kalender
m

Die fällige Mitgliederverſamm'ung findet am Freitag,Bitterfeld. den 13 2 1920 im Bürgergaricn“ ſtatt Gen. Lehrer

Hifffert ſpricht über „Schulſragen“. Außerdem Wahl der Dele-
gierten ur Be irkskonſerenz am 22. 2. Das Erſcheinen aller Mit

ghieder iſt Perch Der Vorſtand.2

Verantwortlich für Politik und Fiueg Mar Seydewin, für Ausdem Staditkreir, und Gewerrſ aftiches Willn Lande für Aus dem Ber

breitungsbezirk“ K. Garde für z e zig Win Hall. Druch und Verlag der immtg zu HalleUleichſtzahe

e

t

c r

S S 7

S

u e

e



e 2 h e n 2S z 3 30 J 1 x a m T Wne

Achtung Oberſchleſier!
Ortsgruppe Halle a. Saale.Jm Auftrage des Herrn Doktor Klein aus Breslau, Generalbevollmächtigter Vertreter der Verbände heimattreuer

Oberſchleſier, laden wir Euch zu der am

11. Februar, abends 7 Uhr, in der Kaiser Wilhelms-Halle, Neue Promwerade,
ſtattfindenden VersammalungTagesordnung Wichtige Beſprechungen, Oberſchleſiens Schickſal, Herrn Doktor Fens Getenerklärnng, betreffend der

falſchen Anſchuldigungen gegen den 1. Vorſitzenden. Mit landsmänniſchem Gruß
Der Einberufer Bothe., Magdeburg,
Eustachius Baron, 1. Vorſitzender.

r Walhaſſa-Operetten- Theater un ne Inc San mee Idas grosse Ffilmwerk lohenserin. W Neparaturen orbbien Si
Donnerstag: an e nos. HaarNerven ehprigerstt. 88 r Attefromenadela h e Ball5 m W rerarut 22 Fernruf 5738. m be Opite. v. Oskar Straußaſang s Vhr. m S 3. Döll Klavierhdlg. Voue Häuſer!Schnihel, S äaglich der wg Gr. Ulrkchſtraße 33 34 RechtzeitigMittwoch. 8 Uhr, Premfère: a Erſolq e Telephon Nr. 6535.dür eniſ. n Der Präviudent i kimn
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Ff M t h Vorverkauf J u. DeI armer Mus kann r. Möhren ad tegnWcir. 2 Ein Bild tragischer Schuld Kn wem a 6 Abieſtunges unſtſtopfen und Handwebtreih e be h ten wiederF. g. ludwig, Kienſeiſtatee Kasse 10- und 4- S 2 gibt ab
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h „kiverge„tlerge,Ideoter- nd Maoken Kortümne

vt. Sia ätn r h Vogelsang“,inhaber: Gehhardt vorm. Gottschalck Rat eher S s Drama im e einem

r r S Vortfahrung: 4.10 6.20 8.30.Leiprigerstr. l 63. i. Hause d. Hol]. Zeitung. VAntzps rſteher. die neuesten
Unenſt einige G WVochenberichte.Kauſgeiuche Rrchmiagewe erk.

he ausgegeben vom d
Soziald. Beziras- Vorſtand

des Alit Bez SMittelſchleſens, Breslau.
Preis G WMek.

Kari Emll Francos.
Vorführung 4.40 6.50 9.00.

Victor Janson FürVereine u, aſle sonstigen Pup
empfehlen wir in reicher Auswahl

Eintrittskartenblocks
im Lustspiel

wo etS 2 Abe v
u. Garderobeblocks.

Verlag der Volksstimme,
Gr. Ulrichstrasse 27.Beginn à Vor Ah Beginn 4 Upr.

Die Abendvorstellungen beginnen 8.15 Uhr.
h5 Die höchsten Preise zahlt fur z

S Kupfer 14. M. p. kg

nenvBVon Mittwoch mittag
an ſtehen ſortwährend

S Messing 7.25.Z. B. e Vorrät'g in der in ſtarke Ferkelz ibetrerderrch Buchhandlung der t 8 n k. Ffutterschweinea feſche, Zwerete v. hecherrhef x Polksſtimme, 3

ergoasee

Fernruf 5011. Große Ulrichſtraße 27. e See L S Gebr. Konlberg. Halle c. S.2 Die Lieferung er ola auch Meewen Gaſthof Gald. Roſe, Raum heſſe. 19.
durch die Zeiinnasträcerinnen. SW r e S Weißenfelst e 7ſch kaufe u o pheln,
Zatterie 5 Brotmarkenausgabe.3 jeden Poſten Felle. Lumpen 2e. S g Steinweg 12. D Schmeerstr. 5. Mittwoch. den 11. Februar d. J.

zu folgenden Preiſen: peste Qualitet. von 8--10 Uhr irk 3 (bisher r m ez Zeſenfene bis 21 M. ſ Cindhäute kgs. 2s M. S Ah heute i h in e nner-Kanin y 11 v gifelle „22 n Z es i e t Tiſch V Schulſtr., 5 detZiegen s JIunoſele vis 250 t Män Iſ efrteſ an. Vfeffermühle Am Kloſter, H riemannW S e i wo uhr Bann à W her5 9 9 e hKalbfelle 45 n e Grosser Wild-West-Schloger Filmochouspiel c i Zim t Leo ger i Raur
i. e in 4 Akten. in 5 Aktien burgerſtr. 7 b s Ende; Tiſch IIIBücher, 11 Zu Fi feſt. Hausft.e e Vachteule ſ. n diAltpavier 30 Lumpen 80 Pf. e t il St d k ſſeStrenyjwoge r o r 39 stöndig zu den höchsten Die Geschichte eines Vampyrs Reizendes Lustspiel üß offverte ung h u re e

Knue 14 M. Tawespreisen: e 41 Akte mit Charlotte in 3 Ab i nd wirtſchaften:El vwei r Bee Porieeähe Schaf-Wolle, F e r on J g 2 giut 3 e Marke roten e:Bon auewönes wird Fahrgeld veraütet. Falle in beiden Theatern am Mittwoch u. Bonverstas von 3-5 Vnr je 2 G-Packungen ür Mk 7.40 in den Drogen
Zändler, Sammler uſw beſte Adlief eguel S. Jugend- orstellune. handlurgen von Böhme, Merieburge ſtrafe Z.Händler, Sammler uſw e ieferungsquelle. neue i Hahn, Gr. Buigſir. 6 Zenaer, Bendißſiraße unz e u.Franz Halle z 1 d. für Haushaltungenſt 6. Tel. 4377. Roßhaare, n n e e e e e auf r 13 der grünenBreite raße je 2 H-PFechungen für Mk. l in den Ap ta Strumpfwolle.

Kutter NoackW u S m U Kl. Klousstr. 6. Tel. 49
ſie Bevölſerung von Halle

wird staunen über die bohen. noch nie dagewesenen

Preise.
die ich für eilte künstliche und zerbrochene

G ebiSsSse,
einzelpe Zähne

Kein Dahn unter 10 Mark, event. dis 80 Mark
Brennstifte 40, 50, 60 Mark und höher zahle.

Einkauf lindet statt:

Nur Mittwoch, den 11. Februar, von 10 Uhr früh
bis 7 Uhr abends,

Volksbuchhanalung Aloarnen: und Beſtandsan'eige der Verkau sſteſſen nach

III Tee

den be e enden Vorchriſten am Dienstag den 17. Februce
an das ſtädt. Lebensmittelamt. Marienſtraße la

Gr. Marienſtr. o Ecke Markt

empfiehlt

Zuwiderhandlungen werden nach 5 7 und [0 des Söh
ſtoffgeſetzes vom 17. Ju i 1902 beſtraſt.

Weißenfels den 7. Februar 1920.
Der Magastroi.

Partei und alle politiſche Literatur.
Klaſſiker, Romane, Feitſchriften.

Kunſtmappen.
Schreibhefte, Briefpapier, Poſtkarten.

Aut Grund der 99 58--61 der Reichasgetreidg
ordnung vom I8. Juni 1919 (R. G. Bl. *25535)

z wird die Anordnung über die Einführung von
Reichs eisebrotmarken im Saalkreise vom
Februar 1918 wie folgt geändert:v

Artikel 1: S 3 erhält folgende Fassungt

Nachtrag

Abonnements auf die Volksſtimme

v zu der Anordnung über die Tintunrunsg I

werden angenommen.

Feitungen. FJeitſchriften.
MIIIIIIIEIIIEIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIII

Es werden für jeden Reisetag 9
Reichsreisebrotmarken zu je 90
Gramm Gebäck ausgegeben.

Artikel 2: Dieser Nachtrag tritt mit dew
Februar 1920 in Kraft.

Halle a. S, den 6 Februer 1220.

im Hetel Stadt Bremen“, Martinstr. 18. Der Rreisausschuh des SaalxretsesUngoenierter Kingengt Bita aber zeugen Sie sich. Kaln Verkaufszweng. Ad. Thiele.
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Halle, Dienstag, 10. Februar 1920. Beilgage zur Volksſtimme.
DZD Wbelſchleſſer!

Zur Beſetzung Oberſchleſiens
ſchreibt man uns: Nachdem die Beſakungstruvpen Oberſchleſien
beſetzt haben. blicken mit arökter Zurerſicht unſere Landoleule auf
ihre hermattrruen Brüder im Deutſchen Reiche. Es gilt unſere
Heimat zu rekten, durch trenes feſtes Zuſammenhalten. um allen
Anfechtungen der Polen in Oberſchleſien getroſten Mutes bis zum
Tage der Mſtimmung entgegenzuſehen.

Oberſchleſier. vm Euch in ieder Hinſicht die Beſtimmungen
reſp. Gefahren des Friedensvertzag-s,. denen wir enigegengehen
würden. werden Ench unſere beſten Kenner volniſcher Verhältniſſe.
die Herren Redner Dr. Klein. Generalbevollmächtigter Vertreter
der Verbände heimattreuer Oberſchleſier. Bresſau. Rektor Günther,
Gleiwitz. Grubenſteirer Scharnig. Teiken. ſchiſdern. Die Sorge
um Eure Heimat möge die Treue zum Reiche feſtigen. Erſcheint
in Maſſen. um gegen polniſchen Hochmut und frevelhaftes Ver
langen nach den ſcſem Boden zu proteſtieren, zur Verſammlung.
Nährres ſiehe JInſerat.

Aus dein 6lgdtlrels.
Halle 10. Februar 1920

Hohe Vekkeuerung der Luſtbarleit.

Die geſtrige n mit ihren Prinzivienreden und Propagandaanträgen unabhängiger Partei-
ſtrategen ſtand wieder einmal im Zeichen des Dalles. Der Magi-
ſtrat braucht zur Erhaltung des ſtädtiſchen wirtſchoftlichen und
finanziellen Getriebes 3 Millionen Mark und will, da er ſeinen
Steuerzohlern nicht noch weitere Progente (natürlich Auf chlags-prozente) „ſchenken“ will, dieſelben aus der „Luſtbarkeit“ er
ſeiner Stadtkinder ziehen. Eigentlich iſt dies kein übler Gedanke.
Denn wenn man den raſenden Strudel der jetzigen „Luſtbarkeit“
ſieht, den Tanz und das Gewimmel vor und in den neueſten
„Freudenſälen“. das Umherflattern der geldſeinſollenden Popier-
ſeine und das unbegreifliche leichtſinnige Fliegenleben großer
Volkskreiſe, ſo kann man ſich nicht des leiſen Gefühles erwehren,
daß hier gewaltige und für die Volkswirtſchaft bitter notwendige
Werte ver ublt und „verfreudet“ werden. Es iſt tatſächlich ein
ſehr ertragreiches Jagdgebiet auf das der Magiſtrat hier ſeine
Steuerfal'en geſtellt hat. Wenn nun endlich der Moment ge
kommen iſt, wo jeder gute Volksfreund ſagt: „Jetzt iſt es ſoweit,
daß Tanz und Ausgelaſſenheit unſere elementarſte Lebenskrume
des Wirtchaftslebens zu verſchlucken droht“, dann muß der Magi-
krat eben die Fallen zuſchnapren laſſen und dabei fangen was
in fangen iſt. Mie Gen. Kleeis ganz richtig beton'e, müſſen
euch wir mit dafür ſorgen, daß die Kommune die zu ihrer Eigen-
erbaltung nötigen Mittel aufbringen kann. Wenn gerade in den
jetzigen Zeikläuften zur Erhöhung der Luſtbarkeitsſteuer geſchri'ten
wird, ſo iſt das noch lange nicht die unglücklichſte Löſung unſerer
Finan?miſere. Vielleicht erkennt ſogar noch ſo mancher Volks
genoſſe durch dieſe Maßnahmen den fürchterlichen Ernſt der Lage
und ſtellt ſeine Kraft der Allgemeinheit auf andere Weiſe zur
Verfüdung. Selbſtverſtändlich haben die Unabhängigen nach Ab-
gabe der üblichen „Erllärung“ dieſe Steuer abgelehnt und be-
ichtigen uns nun lebhaft des Prinzipienverrats. Leider haben
ſie es nicht fertiggebracht, eine andere 3-Millionenquelle für die
Stadt u finden und baben daher trotz ihrer „Ecklärung“ der halli-
hen Beröll erung auch nicht das Mindeſte genutzt. Wir gehen
wohl nicht ſehl, wenn wir behaupten, daß die Unabhängigen,
wenn ſie hier im Stodtrarlament die Mehrheit und damit auch
die Veronwortung hätten, ſie ganz andere Minen ſpringen laſſen
würden, wie geſtern Herr Albrecht mit ſeiner „ſalomeniſchen“
Löſung der Dinge: „Sind Sie doch nicht neidig, da
Volk hat genug gelitten!“ Eire wirkliche Löſung der
Dinge war das natürlich nicht (wer hätte, es auch erwartet
aber es war doch wenigſtens eine Zungenlöſung des Herrn Al-
brecht und der „Schmelz“ dieſer Worte hat, wie verr Albrecht
nicht ohne Grund angerommen haben wird. hoch oben ouf der
Galerie ſehr angenehm berührt. Nochmals feſtgeſtellt muß aber
vwerden, daß die Unabhängigen in den von ihnen und
beberr'ichten Gemeindeparlamenten auch nur mit „Waſſer kochen“
und die große und führende hieſige unabhärgige Stodtvererdneten-
fraktien könne ſich ſehr oft an ihren kleineren Schweſtern der
Umgerend zum Wohl und Rutzen unſerer Stadt ein gutes Beiſpiel
nehmen. Die Magiſtratsvorlage wurde donn gegen die Stimmen
er Unabhängigen angeromwen und die Stadt wird aus dem

zroßen, die öffentlichen Luſtbarkeiten umſchlingenden Geldſtrom
noch wanches Tröpflein ſchöpfen. Oft werden es ſogar ganz an
ehnliche Tropfen ſein müſſen. denn drei Millionen ſind keine
leinigkeit und marches frerdedürſtende Herz wird infolge des

harten Stoßes, nach dem Geldſack aus roſigen Wolkendüften zur
rauhen W'rrlichteit zurückkehren. „Möge auch bald die ech'e und

nunbe'feuerte Freude und Luſtborkeit wieder in die Herzen
ller Vol'snenoſſen einziehen.“ So werden nicht nur wir, ſondern

auch die Stadtväter und mütter gedacht haben, die vns eben
dieſe neren Laſten aufleg'en und dabei doch roch die ſtille Hoff
nung leh'el'en. daß der Magiſtrat, die Stodtverordneten und die
Bevölferrng für die fernere Zeit vor ähnlichen „Not“vorlagen
bewahrt bleiben möch a.

öltzung der étadtverordneten am Montag, den 9. Februar.
Vor Ein ritt in die Tagesordnung wird vom Vorſteher die

Stellurghahne des Magiſtrots zu den Anträgen der einzelnen
Aus chüſe dekanntgegeben. Eine Eingabe des Deutſchen Ver-
dandes der Sozialbeamten, betreffend dauernde Anſtellung auf
ebenezeit, Möglichkeit der Fortbildung uſw., wird zur Prüfung
n den ſorislen Ausſchuß überwieſen. Eine weitere Eingabe des

ebhrrerſonals der Schule für Schwachſinnige um Erhöhung ihrer
Serüge ſoll dem Schulausſchuß vorgelegt werden. Nach eirer
Mitteilung des Vorſtehers ſoll die Ratskellerwirtſchaft geſchloſſen
und die Räume dem Fremdenverkehr übergeben werden. Dieſe
Lorlege geht an den Verkehrsausſchuß. Zur Kenntnis der Stadt-
berord ne en gelangt ferner die Einladung des Vereins ür Leibes-
bungen zu den am nächſten Sonntag ſtattfindenden Schau-
übungen.

„Stadtvererdneter Rödiger (D.-N.) wird vom Oberbürger-
meiſter Dr. Rive eiy geführt.

Zum Schriftführer wurde Sto. Buſſe (D.-N.) gewählt.
Stadt uperintendent Meinhof übernimmt das Amt des im
Oktober v. J. verſtorbenen Superintendenten a. D. Wächtler als
Nitglied der Armendirektion. Die Wahl eines Mitgliedes für
F73 Grund ſteuer-Schätzungsausſchuß fällt auf den Stadtv. Wol

S.
Zum Antras der U. S. P. D., die. Verſammlung wolle

beſchließen, daß den unbe'oldeten Stadträten eine mongatliche Auf-
wandsentſchädigung von 300 Mark, rückwirkend vom Beginn ihrerTätig'eit, ewig werde, gibt Stadtv. Manſchewski em.) den
Bericht aus dem Haushaltsausſchuß. Dieſer hat einen Antrag
des Een. Kleeis angenommen, der beſagt, daß eine Auſwands-
entſchädigung von 200 Mark monatlich gewährt werden ſell unter
Wegfall der Diäten an jene Stadtverordnete, die gleichseitig
Stadtröte ſind.S.tadtv. Hildebrandt (Unabh.) gibt zum Ausdruck, daß er und
ſeine Cenoſſen den Antrag auf 300 Mark Entſchädigung aufreeht
erhalten und begründet denſelben nochmols kurz. Gen. Kleeis:
m al gemeinen mag das, was Stadtv. Hildebrandt anführt,
zukreffend ſein. Es iſt nur recht und bilkig, den Stadträten eine
Auſwandsentſchädigung zu gewähren. Wir ſind jedoch der Mei-
nung, daß eine Entſchädigung von 300 Mort im Verhältnis zu
den Stadtpexordnetenageldern zu hoch iſt. Um hier einen Aus

gleich herbeizuführen, halten wir eine Aufwandsentſchädigung von
200 Mark für angebracht. Die Abſtimmung über dieſen Punkt
ergib* Annabwe des Antrages vom Haushaltseusſchuß.

Dem Beſchluß des Antrages des Haushaltsausſchuſſes der
Geſchäftsſtelle für Beamtenhochſchulkurſe zur finanziellen Unter-
ſtützung der Kurſe einen einmaligen Zuſchuß von 5000 Mork zu
bewilligen, wird beigetreten: ebenſo dem Erſuchen des Magiſtrats,
der Belegung von drei Seiten in dem Werke „WMoſſerwirtſchaf'
Deut'chlands“ zuzuſtimmen und die erforderlichen Mittel in Höhe
von 2400 Mark aus dem gemeinſchaſtlichen Dispoſitionsfonds zu
bewilligen.

Es wurde dann beſchloſſen, den noch vorhandenen etwa 140
bis 150 bedürftigen Teilnehmern an früheren Kriegen bezw. deren
u eine einmalige Unterſtützung von je 50 Mark zu be-
willigen.

Die Verſammlung be'chließt weiter, die Beſtattungskoſten
des in Ausübuns des ſtädtiſchen Dienſtes ums Leben gekommenen
Polizeiwachtmeiſters Heinz und des Hilfsſchutzmanns Seume auf
Hted zu übernehmen Dieſe Koſten betragen insgeſammt 1776,40

ark.
Der Einrichtung elektriſcher Beleuchtung in ſtädtiſchen Ge

bäuden in der Auguſtaſtraße 1, Kleiner Sandberg 2, Ritterſtr. 16
und Kloſtecſtr. 6 wird zugeſtimmt.

Der Magiſtrat hat die Anſchaffung des für die Aula der
Handwerker- und Kunſtgewerbeſchule beantragten Geſtühls unter
Bewilligung der erforderlichen Mittel von 7000 Mark aus dem
gemeinſchaft lichen l r r. ſtädtiſchen Körperſchaften
beſchloſſen. Dem Beſchluß wird beigetreten

Es gelang, während des Krieges die Kläranlage auf dem
Tafelwerder herzuſtellen. Während des vierjöhrigen Be-
triebes bat ſie durch us ihren Zweck erfüllt. Jmmerhin ſind noch
einige Ergänzungen vorzunehmen. Der vorgelegte Koſten-
anſchlag ſchließt mit 80 900 Mark ab. Jn Uebereinſtimmung mit
der Stadtbaudeputaion erſucht der Magiſtrat um Zuſtimmuns
und Bewilligung der erforderlichen 80 000 Mark zu Loeſten einer
neu aufzunehmenden Anleihe. Die Vorlage wird in vorliegender
Form gerehmigt.

Zu einer längeren Debatte führt folgender Punkt der Tages-
e Der Pacht vertrag über die Gaſt wirtſchaftdes ſtödtiſchen Schlacht- und Viehhofes läuft mit dem
31. März 1920 ab. Das Kuratorium des ſtädtiſchen Schlacht und
Viehhofs erwog zunöchſt. die Guſtwirtſchaft als ſolche zu ſchließen
und die Räume zu Bürozwecken in Benutzung zu nehmen. Nach-
dem ſich aber die Hinausverlegung ſtädtiſcher Büros an eine ſo
ertſernte Stelle als untunlich erwieſen hat, hat dos Kuratorium
beſchloſſen. die Verpach'ung der Gaſtwir ſchaft neu auszuſchreiben.
Ein Zuſatzenirag Ofſferhburg will die Gaſtwirtſcheft auf 2 Jahre
weiter vervachten. Der Antrag des Grundeigentumsausſchuſſes
iſt für Schließ eng der Gaſtwirtſchaft und Umwandlung derſelben
in Wohnungen.

S adtv. MWinner (Dem wendet ſich gegen die beabſichtigte
Schließung dieſer Gaſtwirtſchaft. indem er betent. daß dieſe das
eirzice Lokel für die Tntereſenten des Schlachthofes wie für die
Bevölerung des Oſtens darſtellt.

Gen. Kleeis: Wir haben in Halle ſoviel Gaſtwirtſchaften
daß die Schließung einer derſelben nicht ins Gewicht fällt. Da-
gegen beſteht eine ſo große Wohnungsnot am HOrte, daß es nur zu
wünſchen wäre, wenn die Räume der Gaſtwirtſchaft zu Wohn-
zwecden verwerdet würden. Vom Pächter wurde außerdem oft
genug nachgewieſen, daß er nichts verdient. Um den jetzigen
Pöch er nicht zu ſchädigen, könnte man ihn ja in der Wohnung
belaſſen.

Gen. Gerig: Wern hier geſagt wurde, daß in der Gaſt-
wirtſcheſt die beſten Zuſtände beſtehen, ſo ſtimmt das nicht.
Miederholt hat ſich der jetzige Pächter Uebertretungen der Polizei
beſtimmungen durch Abhal'ung verſchiedener Luſtbarkeiten uſw.
ſchuldig gemacht und alle Vorhaltungen fruchteten nichts. Die
große Wohnungsnot veranlaßt uns, jede Gelegenheit, neue Woh-
nungen zu beſchaſſen, ins Arge zu faſſen.

Stadtv. Oſterburg (Unabh.) begründet den Standpunkt ſeiner
Froktion zu dieſem Punkt, indem er anführt, daß in dem Oſt-
viertel für die Geſchäftswelt eine Gaſtwirtſchaft fehlen würde,
wenn man die Schließurg vornimmt. Er tritt für den zwei-
jährigen Pachtvertrag ein, um feſtſtellen zu können, wie in dieſer
Zeit die anderen kommunaliſierten Gaſtwirtſchaften arbeiten und
dann nach Ablauf dieſer Zeit die Schlachthofsgaſtwirtſchaft eben-
falls zu kommunaliſieren.

Stadtrat Fiſcher ſpricht gegen die Verlängerung des jetzigen
Pachtvertraces und weiſt darauf hin, daß von dem jetzigen Pächter

erade in letz'er Zeit, noch einer Liſte, welche ihm vorliegt, viele
ebertretungen der Pelizeivorſchriften vorgekommen find.

Stadtv. Splett (Chr. V): Jm Kuratorium war niemand
dafür, daß Herrn Schneider noch länger das Lokal belaſſen wird.
Vom Zentralbüro der Stadverwaltung iſt feſigeſtellt worden, daß
ſich das Lokel für Bürozwecke nicht eignet

Die Abſtimmung über dieſen Punkt ergibt Ablehnung des
Antrages des Grundeigentumsausſchuſſes, die Gaſtwirtſchaft zu
ſchließen. Dem Antrage Oſterburg: Der Magiſtrat ſoll den Pacht-
vertreg auf 2 Jahre verl?ngern. wird ſtattoercben

Zum Punkt 17: Zur Erhöhung der Luſtbarkeiteſteuer“,
gibt der Vorſteher vor der Berichterſtattung einige Eingaben be
kannt, die ſich gegen die Luſtbarkeitsſteuer abſolut oder gegen die
Höhe derſelben richten. Die Srortvereinigungen haben ent-
ſchiedenen Einſpruch dagegen erhoben, daß ihre Veranſtaltungen
zu den Luſtbarkeiten gezählt werden. Auf den gleichen Stand-
punkt ſtellt ſich die Halliſche Turnerſchaft.

Berich'erſtatter Stadtyv. Bor ges (Dem.): Diejenigen Ver-
anſtaltungen, welche einen reinen Vergnügungscharakter beſiven,
werden zu der Steuer beſonders herangezogen werden. Die Plätze
der minderbemittelten Bevölkerungsſchichten in den ein ſelnen Ver-
ganſtaltungen werden durch die Luſtbarkeitsſteuer nicht in dem
Maße erfaß“, wie die höheren Plätze. Notwendig wird die Steuer
durch die finanzielle Lage der Stodt. Die Verwaltung hofft auf
einen Steurrertrag von 3 Millionen Mark. Beſteuert werden:
Tanzbeluſtigungen, Karnevalsſitzungen uſw., Singſviele, Geſangs-
und deklamatoriſche Vorträge, Schauſtellungen von Perſonen und
theafraliſche Vorſtellungen, ohne daß ein höheres Jntereſſe der
Kunſt oder Wiſſenſchaft dabei obwaltet. Kunſtreitervorſtellungen,
Wettrennen, Wettrudern, Wet fahren, Wettfliegen und ſonſtige
ſportliche Veranſtaltungen auf Grund gewerbs- oder berufs-
mäßiger Tätig!eit, ferner der Betrieb eines Hippodroms (Reit-
bude), von Karuſſells, einer Würfelbude, einer Schießbude, Vor
ſtellungen von Gymnaſtikern. Equilibriſten, Ballett- und Seil-
tänzern, kinematogrophiſche Vorführungen uſw.

Stadtv. Bock (Unabh.) begründet eingehend in langamigen
Ausführungen den grundſätzlichen Standpunkt ſeiner Fraktion,
welche jede indirekte Steuer verwirft (ohne aber andere Maß-
nahmen zwecks Aufbeſſerung der Stodtfinanzen vorzuſchlagen
D. Red.). Seine Rede gipfelt in dem Satz: Für uns iſt die Vor
lage in der vorliegenden Form nicht annehmbar.

Stadtv. Wo nan V.) wendet ſich gegen die
Beſtevervun or' licher Veranſtaltungen.en z Eenoſſen Wilke: „Ferner ſind befreit von
der Steuer ſrortliche Veranſtaltungen ſoweit ſie von heimiſchen
Sportvere' nen zur Weckung ſportlichen Jntereſſes vercnſtaltet und
nur von Amagteurſpielern ausgeführt werden“ findet Annahme

Stadty. Buſſe (D. N.) erklärte für ſeine Fraklion. daß die
ſelbe der Vorlage bis auf die Artikel 9 und 2 zuſtimme. Eine
Beſteuerung der ſpvortlichen Veranſtaltungen dürfe beim beſten
Willen nicht durchgeführt werden.

Gen. Klee i s wies darguf hin, datz die Unabhängigen t
der prirziviellen Bblehnung der Luſtbarkeitsſteuer lediglich Agi
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tation poſiik, jedoch in dieſem Felle keileibe keine vrattiſche Kom-

dere a m tor PRewunalpolitik treiben. Die Bergnügungsſucht der geſamten Be
völkerung ſei heute ſo groß. daß gerade auf die Eebiete zur
Steuerung des öffentlichen Elends ein erheblicher Tribut erhoben
werden fönne. Wer eben dafür eintreten will, deß wir keinen
wirtſchaftlichen Zuſammenbruch mit allen ſeiren gräßlichen Folgen
erleben, müſſe für die Erhebung und Feſtſetzung von Steuern ein
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treten. Hier können ſich die Unabhängigen ihre Verneinungs-
und Ablehnungsvolitit leiſten, da ſie nicht der ausſchlaggebende
Faktor find. So körnte ich eine ganze Reihe von Gemeinden
un erer Umgegend aufzählen, in denen die Unabhängigen wegen
ihrer verantwortlichen und entſcheidenden Stellung ſich ganz
anders benommen haben als ihre hieſigen „prinzipienfeſteren“
Kampfgenoſſen. Für einen denkenden Menſchen braucht das
jed auch weiter nicht verwunderlich zu ſein, denn die Unab-
höngigen leben holt ja auch bei uns auf der Erde, und wo ſie die
Mehrheit beſitzen, können ſie auch nur wie andere Leute mit Waſſer
kochen. Trotzdem werden wir uns doch immer weiter wie bisher
auf die öffentliche demagogiſche Ausnützung der günſtigen Oppo
ſitionsſtellung der Unabhängigen im hieſigen Stadtparlament ge
faßt machen müſſen.

Stad'v. Albrecht (Unabh.) meinte, man wolle die Luſt-
barkeit mit dieſer Steuer S Er bekundete für den Ver-
gnügungetaumel unſeres Volkes viel Verſtändnis und meinte, daß
dies nur eine Reaktion auf die Kriegsleiden ſei. Seine Aus-
führungen wanderten dann im bekannten Aufputz ins Uferloſe und
endeten mit Kommunaliſierung der Kohlenſchätze bei Wettin und

J Jpotenen Verſammlungen der Unabhängigen unter freiem
immel.

Nach der Annahme eines Schlußantrages, der die Verſamm-
lung von einer weiteren fruchtlo,en Debatte erlöſte und „prin-
zipiell“ von den Unabhängigen abgelehnt wurde, trat der Bericht-
erſtatter Bor ges (Dem.) nochmals für die Vorlage mit den
vor Aenderungen ein.s wurde dann zur Abſtimmung geſchritten. Einige grund-ſätzliche Aenderungsanteäge der Unabhängigen wurden abgelehnt.

Darauf wurde die Vorlage in der angeführten Form, die auch
ſchon einige Abänderungen enthält, gegen die Stimmen der Un
abhängigen engenommen. (Wo die Stadt aber die nötigen Geld-
mittel bei einer Ablehnung der Vorlage hernehmen ſollte, ver
rieten die unabhängigen Parteiweiſen richt.)

Es wurde dann eine Vorlage behondelt, noch der die Räume
der Bergſchenke zu

Maſſenquartieren

für Flüchtlingsfamilien umgebaut werden ſollen. Für 11006
Mark ſollen dort Notwohnungen errichtet werden, die beſonders
mittelloſen Flüchtlingsfamilien als Urterſchlupf dienen ſollen.
Der Wirt ſoll eine Ent chädigung von 2000 Mart erhalten. Wenn
die betr. Flüchtlinge nicht in der Lage ſind, ſich eine eigene Aus
ſtattung mitzubringen, ſo ſell ihnen vom Stadtmagazin eine ge
liehen werden.

Die Vorlage wurde einſtimmig angenommen, worauf die
Verſammlung in die nichtöffentliche Sitzung eintrat.

zur Echließung der Fauptwerfſtätten im Direktions-
bez'rk Halle

wird uns vom Deutſchen Eiſenbahner-Verband geſchrieben:
Ueber Nacht, ganz plötzlich und unerwartet, iſt man zu Schließ-

ungen von Hauptwerkſtätten auch im Eiſenbahndirektionsbezirk
Halle übergegangen. Unvermutet iſt das eingetreten, was unter
der Eiſenbahnerſchaft im Bezirk Halle vor acht Tagen noch nur
als Gerücht ſchwebte. Auf Grund genauer Jnformation ſah ſich
deshalb die Bezirksleitung und Ortsverwaltung Halle des Deut-
ſchen Ei enbahrer- Verbandes veranlaßt, dieſem Gerücht ent-
gegenzutreten, da es einesteils unwahr und anderenteils nur da-
zu angebracht war, erneut Unruhe unter der Eiſenbahnerſchaft
hervorzurufen. Heute liegen die Dinge allerdings weſentlich
anders. Um der Oeffentlichkeit und dem Allgemein-Jntereſſe ge-
271 zu werden, iſt es notwendig über dieſen Schritt Klarheit zu
ſchaffen.

Vor etwa drei Wochen erklärte der Präſident der Eiſenbahn-
direktion mündlich, daß er mit dem Stand der Produktion im
Bezirk Halle ſehr zufrieden ſei. Allerdings müßten die jungen
Leute ſich mehr der Arbeit befleißigen. Selbſt am 27. Januar
erklärte der Präſident nochmals ſchriftlich, daß vielleicht der Be
zirk Halle von der einſchneidenden Wirkung in bezug auf Schließ-
ung verſchont bliebe. Es iſt aber kennzeichnend, daß die Direk-
tion Halle trondem am Montag, den 9. Februar die Schließung
der Haupiwerkſtätten Halle und Delitzſch und vielleicht auch Cott-
bus angeordnet hat. Trotzdem der vorherigen Erklärungen des
Herrn Prüſidenten. Trotz den Vereinbarungen zwiſchen den
Zentralleitungen der Eiſenbahnerorganiſationen und dem Mini-
ſterium am 2. Februar 1920. die beſagten, daß ſeitens der Re-
gierung ein Beſchluß, daß weitere Werkſtätten geſchloſſen werden
ſollten nicht gefaßt worden iſt. Außerdem hat der Miniſter
ausdrücklich er lört, daß niemand etwa deswegen entlaſſen wer-
den darf, weil er etwa Vertrauensmann ſeiner Organiſa'ion iſt.
Selbſt wenn die Gewerkſchaften befürchten, daß bei Wiederein-
ſtellung der Belegſchaft von Amtsgründen willkürlich verfahren
werden könne, ſei dieſe Befürchtung völlig grundlos.

Sämmtliche Arbeiterrechte (Arbeiterausſchüſſe uſw.) bleiben
unangetaſtet.

Es iſt unverſtändlich, wer nun entgegen den
Organiſations- und Regierungsbeſchlüfſendieſe verderblichen Maßnahmen ergreift. Es
gibt aber zu denken, daß die Eiſenbahndirektion Halle das Ver-
handeln mit den Organiſationsvertrelern ab-
lehnt. Sorar Mitgliederverſammlungen undFunktionärſitzungen, die einberufen werden, um die ſo
nötige Klarheit zu ſchaiffen, werden nicht genehmigt.

Die väöchſten Tage werden ja zeigen, inwieweit dieſe ſchwer
ins Wirtſchaftsleben eingreifende Maßnahme von denjenigen
vperantwortet werden kann, die ſolch folgen'ſchwere Beſchlüſſe faſ-
ſen! Hat die Eiſenbahnverwaltung das Recht, in dieſer Weiſe
Unruhe in die Hallenſer Bevölkerung hineinzutragen? Wo bleibt
da die Logik, wenn man ſieht, daß anf dieſe Art das Wirtſchafts
lehen vroch mehr geſchädigt wird? Wo bleibt die Wahrheit zu
den gefaßten Be chlüſſen?

Traurig iſt es allerdings, daß es ſchon Drahizieber
gibt, die in großen Verſammlungen verſuchen Stimmung
für beſtimmte Ziele zu machen, ohne der Eiſenbahner-
organiſetien anzugehören und über den Stand der Dinge unter
richtet zu ſein.

Eiſenbahner, bewahrt die Ruhe die näckſten
Stunden werden Klarheit ſchaffen, da die Bezirksleitung in Ber-
lin weilt, zwecks näherer Unterredung mit dem Miniſterium.

Winterbeihilfe für Kriegshinterbl'ebene.
Bedürftige Hinterbliebene, Kriegswitwen mit Kindern,

Kriegsvollwaiſen und Kriegseltern, deren Hinterbliebenengebühr
niſſe feſtgeſetzt ſind, oder die Vorſchuß auf Rente beziehen, können
Anträge auf Empfang der Winterbeihilfe aus Reichsmitteln ge-
mäß Verfügung des Reichsarbeitsminiſteriums vom 16. Oktober
1919 für die Monate Dezember 1919 und Janvar 1920 bei der
Städt. Kriegshinterbliebenen-Fürſorge, Kleine Steinſtraße 8III,
Zimmer 127. werktägalich. außer Sonnobends, von 912 Uhr ein
reichen, und zwar Empfangsberechtigte mit den Anfangsbuch-
ſtaben:

A--C Donnerstag, den 12. Februar.
D--F Freitag, den 13. Februar,
G--J Montag. den 16. Februar,
H Dienstog, den 17. Februar,
K, L Mittwoch, den 18. Februar,
M. N. O Donnerstag den 19. Februar,

Q, R Freitag, den 20. Februar,
Sp., St. Montag, den 23. Februar,

ch Dienstag, den 24. Februar,
U, V Mittwoch, den 25. Februar,

—-3 Dennerstag, den 26. Februar.
Es wird ausdrücklich darauf aufmerkſam gemacht, daß die

Winterbeihilfe nicht allen Hinterbliebenen gewährt werden
kann, da Mittel nur im beſchränkten Maße zur Verfügung ſtehen.
Es können daher nur Fälle berückſichtigt werden, wo eine dringende
Rotlage vorhanden iſt.
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Eozialdemokratie und Lolkzſchullehrerſcgrt.

„Es dürfte nicht gerade ein Zufall ſein, daß die
unter den unabhängigen Mitgliedern des

Volksrats“ der thüringiſchen Gemeinſchaftsſtaaten aus
dem Gothaer Lä en kommen und dem Stande
der Volksſchullehrer angehören. Auch
einer der unverwüſtlichſen Mehrheitsſozialiſten gehört
dieſer Verufsklaſſe an.“ So iſt zu leſen in Nr. 54 der
„Hall. Ztg.“ In der Tat, es iſt geradezu eine Gemein-eit, daß eine größere Anzahl von Volksſchoullehrern,
enen es früher ſo gut ging, und die an iyrer Schule

gar nichts auszuſetzen hatten, in das „rote Lager über-
gelaufen iſt. Die früyeren Mitregiecer, die heutigen
Deutſchnationalen, haben doch ſeinerzeit alles getan, um
etwaige Klagen der Volksſchullehrerſchaft ſofort zu
ſtillen. Es wurde beſſere Vor- und Fortbildung ver-
langt. Man gab dem n jungen Lehrer
das „Einjäyrige“. Es wurde Gleichſtellung mit den
Sekretären der allgemeinen Staatsverwaltung ge-
fordert. Man gab Weichenſtellergehalt und
geklügelte Ortszulagen. Es wurde auf Herabſetzungder Shülerhöchſt ahl gedrängt. Man duldete Schulen

mit 240 Kindern für einen Lehrer. Es
wurde nach der Einheitsſchule gerufen. Man richtete
Vor-, Bürger- und Mittelſchulen ein. Es wurde größe-
rer
wünſcht. Man gab dem Lehrer ſoviel „Ehrenämter“, daß
er keine Zeit dafür übrig hatte. Es wurde ſtetig auf
die wirtſchaftlichen Nöte des Elternhauſes, auf die
Folgen der Heimarbeit, der Trunkſucht, der Unwiſſen-
heit der Eltern in erzieheriſchen Dingen aufmerkſam
gemacht. Man verbot dem Lehrer aufklärende
Tätigkeit in den Selbſthilfeorganiſationen der Ar-
veiterſchaft.

Unter der gegenwärtigen Regierung geht es ihm
natürlich bedeutend „ſchlechter“. Die höhere Schule
und die Univerſität ſtehen ihm offen, er iſt den
Sekretären gleichgeſtellt, er darf auf Minderung der
Schülerhöchſtzahl hoffen, er ſieht die Einheits-
ſchule im Werden, er bekommt in den Elternbeiräten
Wege zum Elternherzen, er darf in jeder Art Partei
frei für ſeine Sache reden. Bedauerlich iſt eben nur,
daß er dieſe „Verſchlechterung“ nicht den Deutſchnatio-
nalen, ſondern der Sozialdemokratie verdankt. Des-
halb dürfen „Deutſche“ es dem deutſchen Lehrer nicht
übel nehmen, wenn er die deutſche Tugend der Dank-
varkeit übt und es mit der Sozialdemokratie hält.

Freilich könnte es möglich ſein, daß die Sozial-
demokratie „nur ſo tut“ und ihr ſchul- und lehrer-
freundliches Herz erſt jetzt entdeckt hat. Dem iſt aber
nicht ſo. Sie hat ſchon 1906 im Mannheimer Schul-
programm das gefordert, was ſie ſich jetzt auszuführen
bemüht. Auch hat ſie mitten im Kriege, im Frühjahr
1917, einen Antrag geſtellt, der ſich auf eine Reichs-
ſchulkonferenz nach dem Kriege bezieht, in der die Ge-
ſamtheit pädagogiſcher und ſchulorganiſatoriſcher Fragen
zu erörtern ſei. Auch das will jetzt in Erfüllung gehen
vhne die Dentſchnationalen. Deshalb iſt es wirklich
„nicht gerade ein Zufall“, daß eine Anzahl unverwüſt-
licher Sozialdemokraten aus dem Volksſchullehrerſtande
her vorgegangen iſt. Görſch.

Gelandete Leichen.
Noch nicht ermittelt iſt die am 6. 2. am Forſtwerder gelan-

dete Frauenleiche und die am gleichen Tage am Sa lwer-
der gelandete Männerleiche. Beſchreibucig der Frauen-

1,72 groß, kräſtige Geſtalt, dunkelblond. s Haar, vollesrundes Geſicht, Strin un geneigt, graue Augen, kleine dicke
Naſe, Zähne im Un'erkiefer lückenhaft, im Oberkiefer links künſt-
liche Zähne. Bekleidung: Schwarz und graugeripptes Koſtüm,
dunkelblaue Bluſe mit gelblichbraunen Längeſtreifen und Perl-
mutterknöpfen, lila Unterrock. weiße Untertaille, weißleinenes
Hemd mit Häkelfritze, weißleinenes Beinkleid, ſchwarze wollene
Strümpfe, ſchwarze hohe Schnürſchuhe urd greve Zwirnhand-
ſchuhe. Be chreibung der Männerleiche: 1,65 groß, kröftige Ge-
ſtalt, dunkelblondes Haar, avales volles Geſicht, niedrige Stirn,
braune Augen, dunkelbraune Argenbrauen. große abſtehende
Ohren. vollſtändige Zähne und ſpitzes Kinn. Bekleidung: Schwar-
ver Winterüberzieher mit ſchmwerzen Plüſchkragen, rotbraunes
Jackett und Hoſe, ſchwarzagraue Weſte, weißes Barchenthemd mit
blaven Streifen gezeichnet A. C. mit roem Garn, weißes Vor-
)emd urd Stebkrigen wit uwgelexten Ecken ſogen. Davrerwäſche.
dunkler Bindeſchlivps mit roten Streifen, grave weollene Strümpfe,
ſchwarze beſohl e Stiefletten mit Gummiabſätzen, graue Gummi-
hoſentröger mit Eurtſtrivven. Wer über die Toten Auskun
geben kann, wird gebeten, ſich alsbald bei der Kriminalvpolizei,
Zimmer 72 oder 20. zu melden. wo Lichthilder von den Toten
ausliegen. Da es nicht ausge chloſſen iſt, daß die Leichen durch
das Hochwaſſer hier angeſchwemmt ſind, wird um Aufnahme
dieſer No iz in der Preſſe der Nochbarorte gebeen.

Diebecaeſindel.
Ein junger Mann. der ſich als Verſicherungsinſpektor ausgab

und ſeine Stellung dazu denntzte um Diebſtähle auszufübren,
wurd- beim Verkauf eines geſtohlenen Anzuges feſtgenommen.

Ein Bleidiebſtahl auf dem bieſgen Elerttrizitätswerk
wurde durch Feſtnabme der Täter aufgellärt.Jn letzerer Zeit wurden auffellend viel Elektro-
mo? o re gerenlen Es gelang der Kriminalvolizei e beiden
vor einigen Tagen anf der Zementfahrik in Grangu geſtohlenen
Motore zu ermitteln und die Tä er feſtzunehmen.

Ein fremder Tiſchler wurde auf dem hieſigen Babnhbof feſt-
agcnommen. weil er einem Handwerker während der Fahrt von
Schänebeck Cöthen einen Hand'offer mit Kartätſchen und

Scheuerbürſten geſtohlen hat. Am den un kannten Ge-
ſchädigten zu ermitteln. iſt eine Weiterverbreitung in den Zei-
tungen erwün'cht

Am 27. 1 1920 wurde kier eine Shreib maſchine
Fabrilkrrarfe Adler Nr. 34 402 verkauft Der Verkauf a ſchah
un'er Umſtönden. ars denen anzr nehmen iſt. daß die Schroih-
maſchine aus einer Straſtat herrührt. Ter Eigentümer wird
gebeten ſich bei der Kriminalpolizei. Dreyhauptſtr. 4. Zimmer 70
oder 71. zu melden.

Zwei Männern aus Sangerhauſen ſind am 7 2 bier vier
gleichartige Spitzen von Blitzableitern, die zweifel
los geſtobſen ſind. um die ſehr werroſſen Plating visen, zu ver
äußern. abgenommen worden. Die Spiben beſtehen aus fo einem
16 Zentimeter langem. 17 Miſimeer im Durchwoſſer baltenden
zylindriſchen hoblen Kuvferrohr. das nach der Spitz bis auf
1 Zoentimeter Durchmeſſer koniſch avelfuft. Von dieſer S'elle
an bildet eine 2 Zentimeter lange Vlatinaſvitze den Abſchluß.
Zur unteren Befeſtigung der Krpfertohre an die Leitung iſt eine
kupierne Muſfent vtier vorhanden. Die Männer wo ren die
Spitzen am 7. 2. früh 516 Uhr auf der Fiſenbabnfahrt Sanger-
hauſen Halle von einem Unbekanntn gekauft haben. Der Be
ſtohlene, oder wer ſonſt Angaben über die Herkunft des Diebes-
guts machen kann. wird gebeten ſich alsbald bei der Kriminal-
polizei Halle. Dreyharptſtraße 4. Zimmer 88 zu Tarehbrchnum mer
PVb 1162/20 zu melden Dort liegen auch die Sachen zur An-

ausm Jn vergangener Nacht wurde in der Gr Steinſtraße die
Schaufenſterſcheibe eines Schuhwarengeſchäfts zertrümmert und
von den Auslagen 12 Paar Schuhe im Werte von 1513 M.
geſtohlen. Die Täter ſind noch nicht ermittelt
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Heirasandidaten.
Jm Jnſeratenteil bürgerlicher Zeitungen kann man unter

der „Heirats-Plantage“ mitunter recht poſſierliche Di leſen.
Zur Erheiterung un'erer Leſer bringen wir folgende Anzeige,
m kürzlich in einem ſehr rechtsſtehenden Halleſchen Blatte
erſchien:

„Ja. Mann. eval., 2314 J. alt (Einfähr.). exiſtenzlos
infolge Unterzeichnung des iedensver-

trages). ſucht anf dieſem wenn auch ungewöhnlichem
Weoe zukünft. Schwiegervater, dem an einem ſtrebſ
ijg. Mann gelegen iſt. z. Unterſtütz i Geſchäft. i d. Landwirt
ſchaft u'w (evtl Beteiligung m. einig Millen). Lichthild u.
ſonſtige virſönl. Auskunft ſtehen gern zur Verfügung. Diskret.
Ebrenſache!“

Der bedauernswerte chriſtlich geſinnte jg. Mann. der ſo un-
gehalten über den Abhruch des Krieges iſt. vergißt, auch nur mit
einer Silbe in dem Jnſrat von ſeiner Zukünftigen“ zu reden;
er heiratet ſcheinbar ſeinen Schwiegervater.

Von einer anderen Art iſt das folgende Heiratsgeſuch eines
echt teutſchen Mannes. gariſch-germaniſcher Abſtammung, das wir
in der Vegetariſchen Wartoe“ finden:

„Lebensreformer. Anfang der Dreißiger, gebildet. wünſcht
mit gebildetem deuſchem Mädel zwecks Héirat in Verbindung
zu treten. Bedingungen: Alter etwa 17 bis 22 Jahre. ariſch-
germaniſcher Raſſe. blondes Haar, langſchädelig.
gezengt und geboren von ſtreng vegetariſch
lebenden Eltern, an Muttoerbruſt geſtillt, vegetariſch
ernährt und in lebensreformeriſchem Sinne erzogen. An-
höngerin der Nacktkultür und der Reformkleidung (Tha
lvſſa). Freundliche Zuſchriften im obigen Sinne mit Ledens-
lauf und Bild in Reformtracht ſowie drei Ganzaktlicht-
bil dern. Vorder- Seiten- und Rückenauf-nahme, an die „Vegetariſche Warte“ erbeten Strengſte
Verſchwierenbeit zug ſichert und verlangt. Die Bilder wer
den. wenn nicht zuſagend. zuyröckgeſendet

Während dem oben erwähnten ijg Mann das Ausſehen ſeine-
Fhogeſronſtes höchſt wurſtig iſt möchte dieſer Anhänger der Nackt-
fultur in unberwinglicher Rengierde ſeiner Auserwählten am
liebſten durch die Haut aucken.

Ein Sohn unſerer Stedt iſt der durch den letzien Tumult
im Preufenvarlawent bekannt gewordene Chefredokterr der
Rheiniſcen Pevublik“, Herr Baumann. Wie noch in Erinne-

rung, wollte ſch dieſes Blättchen zu Spitzelzwecken bei der Re-
gierung anbiedern.

Der Gewerkſchafsbund der Angeſteſſten teilt uns zu un
ſerer Noiz Ein gelber Tarif im Verſicherungsgewerbe“ in
Nr. 31 unſeres Blat'es mit daß die Verhandlungen zwiſchen ihm
und dem Nrbeitorforrerßſand deutſcher Verſicherupgsynterneh-
wungen nicht zum Abſchluß eines Reichstarifs geführt haben.
Er bat infolgedeſſen ſeine Mjglieder angewieſen den ißnen vom

beitgeberverband vor gelegen Revers nicht zu unter'chreiben
Akervergebung am Beeſener Weg. Mittwoch. den 11. Febr

1920. nachm. 1 Uhr. findet die Fortſetzung der Ackervergebung am
Veeſener Weg für die Pächter von Beeſen und Ammendorf ſtatt

Bund deutſcher Feldeiſenbahner 1914—18, Ortsgruppe
Halle S Mit woch. den 11 Februar. abends 746 Uhr. Müllers
Hotel. Magdeburgerſtraße. Monatsverſammlung.

Aus dem Vechreſtungsbenrl

An die 6. P. D.-Dildungsausſchüſſe im Vezirk.

An die Parteiorganiſationen im Bezirk.
Der Bezirksbildungsausſchuß der S. P. D. beab-

ſichtigt in nächſter Zeit im Bezirk
hoch miereſſante Lichtb'ldervorträge

zu veranſtalten und bittet die örtlichen Bildung s-
ausſchüſſe oder die Parteiorganifationen in den
Orten, wo kein Bildungsausſchuß beſteht, ſofern ſie
in ihrem Orteinen Lichtbildervortragge-halten haben wollen, ſich unverzüglich an hen
unterzeichneten Vorſitzenden des Bezirks ildungsaus-

ſchuſſes zu wenden und nähere Auskunft, die bereit-
willigſt und ausführlich erteilt wird, einzuholen.

Die Bildungsausſchüſſe, die das mit wichtigem
Material verſehene

Mitteilungsblatt des Zentralbildungsausſchuſſes
abonnieren wollen (Preis 50 Pfg. ausſchließlich Porto),
müſſen dies gleichfalls beim Unterzeichneten beſtellen.
Bezirksbiſdungsausſchuß der S. P. D. für den Bezirk

Halle (Regierungsbezirk Merſeburg.
Max Seydewitz, Halle a. S., Bernburger Str. 8.

Zeit. Sradtverordnetenſitzung. Vor Eintritt in
die Tagesordnung ergreift der Gen Dörfer das Wort und rechnet
mit den Bürgerlichen über zwei Artikel des Bürger-Aus chuſſes,
die ſich in ſchamloſeſter Weiſe mit dem neuen 2 Bürgermeiſter
Gen Dr. Schröder beſaßten. gründlich ab Die Ausführungen.
die ron ſeilen der Bürgerlichen vielfach von Entrüſtungsrufen
vunferhrochen wurden. veranlaßten auch den Vorſteher zu rügen,
daß in dem einen Artikel. der von mehreren S adtverordneten
unterzeichnet war. die Stadtverordnetenverſammlung als Stadt-
theater eingeſtellt wurde. Eine hohle Verteidigungsrede ſchwang
dazu noch der .Reakteur“ des Bürger- Ausſchuſſes Prof Sie-
vort. Sodann wird in die Tagesordnung eingetreten. Die
unbeſolde en Stadträte Kämpfe (U S) und Rich'er (bal wer-
den rom 1. Bürgermeiſter Löffler eingeführt und durch Hand-
ſchlag vervſlichſet. Jn den Ausſchuß zur Feſtſetzung einer Höchſt
grenze für Mietzin ſt igerungen werden als Hausbeſitzer die
Herren Funke (bal.) und Perlich (U S als Mieter Gen.
Dörfer und Stad'v. Jäger (U S) gewählt Der Erhöhung
der Teuerungszulagen von 150 Prozent für die ſtädt Lehrer,
Beamten und Anceſt ſKllten wird einſtimmig zugeſtimmt. Aus
Spar. aſſen-Ueberſchüſſen werden für geweinnützige Zwecke. wie
Ferienkolonie,. Herbergeweſen. warmes Frühſtück für arme Kin-
der rund 30 000 Mark bewilligt. Zur Behebyng der Wohnungs-
not werden dem BVaurerein für ein neues Bauprofekt zwiſchen
Geraer- und Forſtſtraße 500 000 Mk bewilligt Für das dazu
erforderliche Gelände in Größe von 60 000 Quadra'metſr wird
der Prefn auf 1 Mk. pro Quadratmeter feſtgeſeßt. Da ſtödtiſches
Gelände in Frage lommt. werden der Stadt Vor- bezw Wieder
kaufsrechte nach Ulmer Multer eingeräumt Ein Antrag des
S adtv. Jäaer (U. S.). der beſagt. daß der Magiſtrat eine Vor
lage über den Bau von ſtädt. Häuſern vorlegen ſoll wird ange-

Als ſtädtiſcher Zuſchlag zur Grunderwerbsſteuer wird
1 Prozent feſtgeſezt Ab 1 Februar werden die Gaspreiſe pro
Kubikmeter um 19 Pfennig alſo von 50 auf 60 Pfa
erhöht Nach Entlaſtungserteilung verſchiedener ſtädt Kaſſen
werden außerhalb der Tagesordnung noch einige, als dringlich
eingegangene Sachen behandelt. So z. B. wird der Ankauf des
Ho ls „Grüner Baum“ zum Preiſe von 160 000 Mk. einſchl Jn
ventar genehmigt. Die Kriegerwitwen und Kriegserwerbs-
unfähigen. deren Einkommen jährlich 3000 Mk nicht überſteigt
ſollen von ſeiten der Stadt eine Unterſtützung erhalten. Die
Baugenoſſen ſchaft ſelbſtändiger Gem rbetreibender fordert ein
Darlehn ron 50000 Mk. unverzinslich auf 3 Jahre Dabei
nimmt Stadtv. Jäger (U. S. Mitglied der Sozialen Bau und
BVetriebsgenoſſenſchaft. Gelegenheit. einen Brief. der von Zeger
Vauunternehmern unterzeſchnet iſt und zu ſchärfſſtem Kampfe
gegen die Arbeiter-Baugenoſſenſchaft auffordert, zu verleſen Auf
Grund dieſer Ausführungen wird der Antrag von der ſozialiſtiſchen
Mehrheit abgelehnt. Weiter wurde noch Bereitſtellung ſtädt.

Geländes, evtl. Zwangspacht. zu Schrebergärten gefordert und

ein diesbezüglicher Antrag dem Magiſtrat überwieſen. Vn an
ſchließend nichtöffentlicher Sikung wird der Rechtsanwalt und
Fahre Schmidt zum Vorſitzenden des Mieteinigungsamtes
gew

Naumhurg. Am Mittwoch. den 11. 2.. abends 8 Uhr. findet
im Preußiſchen Hof eine außerordentlich wichtige Mitalieder-
verſammlyng ſtatt Auf der Tagesordnung ſteht: Beſetzung des
Sekretär-Poſtens. ferner Elternbeirgtswahlen und andere wich-
tige Vunfte Erſcheinen aller Genoſſen iſt erforderlich.

Bitterfeld. Oeffent liche Verſammlung der S. P. D.
Am Sonnabend hielt hier Herr Profeſſor Waentig im Auf-
trage unſerer Partei einen Vortrag über den „Stagotshankerott“.
Eingorgs betonte er, daß er gerade jetzt. wo die Ausliefervngs-
frage ſo brennend iſt, einen beſonderen Grund habe, die ävßerſt
ſchwierige Frage eines eventuellen Stratsbarkeretts vor Augen
zu führen. Er ſchilderte ſeinen aufmwerkſamen Zuhörern beſonders
die leich' fertige Helfferichſche Anleihevolitik, die auf eine ſpftere
Krliegsentſchädiqgung eingeſtellt war. Das Thema ſelh ſt behandelte
er, von der woraliſchen. wirtſchaftlichen und roſitiſchen Seie
heleuchtend, in klarer, leicht verſtändlicher Weiſe. Der ſtarke Bei-
fall bewies, daß die Zuhörer ihn verſtanden hatien. Jn der
Diskuſſion weite der Unabhängiee Kuhnt, die Zeitenwende
hobe uns in die Padiergeldwirt'chaft hineingezwängt und wir
müßten uns damit abfinden. Daß die jetzige Papierwirtſchaft
auf der Metallwährung aufgebaut iſt vnd demzufolge ein Gegen-
Feſt 29rhande iſt. wurde Herrn Kubnt im Schlußworte vom

eferenten zu bedenken gegeben. Jm übrigen bemerkte er, daß
Hei Beginn der Revolution von der radikalen Seite zu viel
Feuer in die Maſſen gegoſſen ſei und jetzt ein Abflauen im
Kampf gegen rechts eingetreten ſei. Die Kommuniſten hä ten die
Unabhängigen in das jetzige Fahrwaſſer gedröngt. Seine Freunde
werden ihm wegen dieſer Aeußerung wohl noch ein bißchen Siauh
machen. Für uns jedoch iſt die Tat'oche erfrenlich, daß es auf
der geoneriſchen Seite auch ſchon zu dämmern beginnt. Der An
abhängige Taube empfahl Anſchluß an Rußland. Ein Herr
Nitzold meinte, daß der Stagt den Kapitaliſten nur 10 Proz.
Dividende gewöhren ſolle, das übrige aber zur Deckung ſeiner
Schulden beſchlgnahmen müßte. Gen. Lebbin führte aus, daß
die beſten Köpfe der Unabhängigen, wie Haaſe und Kantsky,
früher vor dem Anſchluß an Rußland warnten. Jetzt wird die
Entente mit ollen Mitteln die aufſtrebende deutſche Repyblit
die den marxiſtiſchen Soziolismus in die Wirklichkeit verſetzen
fann, zu unterdrücken verſuchen und auch den Anſchluß en Ruyſ
fand nicht geſtatien. Hätte die U. S. P. vicht die Oppyſition er-
griffen, ſo hätten wir jetzt eine ſozigliſtiſche Mehrheit in der
Nationalverſamwlyng. Wenn die U. S. P. auf den Boden Her
Dewokratie zurückkehrt, ſteht der dringend nötigen Einigung nichts
im Weoe. Ein Herr Radiſch. ſcheinbor Kommuniſt, las eus
den „Leirziger Neueſten“ etwas vor, man konnte aber ſeiner
Faſelei keinen klaren Gedanken entnehmen. Herr Profe“or
Waentig beleuchtete in ſeinem Schlußworte nochmals die ruſſi
ſchen Verhöliniſe. Bis vor kurzem ging es dort drynter und
drüber. Beſonders ſchwierig ſind die Transvoertverhältnie, die
in manchen Landesteilen äuftretende Hungersnöte verhindern
'önnen. Der Verlauf der Verſammlung war ein ruhiger und
ſehr zufriedenſtellender.

Delizſch. Aus dem BGewerkſchaftsleben. Das
ſetzt in den Gewerkſchaftsverſammlungen mehr Politik als Ge
werkſchaftsarbeit getrieben wird. kann wohl ein jeder be-
ſtätigen. der rraelmäßig die Gewerkſchoftsrerſammlungen beſucht
Faſt immer ſind es die Anhänger der U S. P. die die Gewerk-
ſchaftsver'ammlungen dazu benutzen. eine maßloſe Hetze argen die
Regierung. und vor allem aber gegen unſere darin befindlichen
Genoſſen. einzuleiten. Da die Führer der Gewerkſchaften zum
allergrößten Teil Mehrheitsſozialiſten ſind. tragen ſie nach An
ſicht der hieſigen Unabhängigen die alleinige Schuld an den jehi-
gen Zuſtänden und müßen ſelbſtverſtändlich bald von ihren Leu-
ten erſetzt werden. Was die ultraradikalen neuen „Führer“ dann
ungefähr leiſten würden. zeigt ſich wohl ſchon am deutlichſten beim
Metallarbeiterverband. Ganz beſonders radikal“ geht es beim
hieſigen Deutſchen Eiſenbahner- Verband zu. Dort ſind es vor
allem die früheren Obergelben, die ſich im Schimpfen nicht ge
qua tun können. Leider gibt es noch einen großen Teil Kollegen,
die den ihnen vorgeſetzten Phraſen Glauben ſchenken. Schon oft
iſt es vorgekommen. daß ſie ſich dadurch zu Taten hinreißen ließen.
für die ſie dann ſchrrer beſtraft wurden. Die auf dem Boden
der S. P. D. ſtehenden Kollegen (es ſind meiſt ſchon langiährige
Verbandsmitalieder) wünſchen, daß mit der alten aut bewähr'en
ewerkſchaftsvolitik fortgefabren wird und warnen vor der Ein-
führung des Kornenſchen Bilderbogenröte'nyſtems.

Schildau. Wieder Arbeit am Ort. Der Steinbruchs-
beſitz r Herr B. Hokler beabſichtigt ſeinen ſeit Jahren nicht ab-
gebauten Steinbruch wieder in Betrieb zu ſetzen. Unſerer Ar-
beiterſchaft iſt dann erfreulicherweiſe Gelegenheit zum Verdienſt
am Orte acg ben. Viele Familienväter find bisher gezwungey
geweſen ihr Brot auswärts zu verdienen.

leines Feullleton.

Stadttheater. Heute Dienstag, abends 7 Uhr, gelangt Leſ-
ſings Sch-uſpiel „Minra von Barnhelm“ zur Aufführung. Mitt-
woch „Lohenorin“, Donnerstag „Figaros Hochzeit“, Freitag „Wil-
helm Tell“, Sonnabend „Triſtan und Jſolde“, Sonntag nachmit-
tag „Das Chriſtelflein“, Sonntag abend „Königskinder“.

Amt che Bekanntmachungen für Hahe 0. d. b.

Lebensmittel-Kalender.
Städliſcher Verkauf von Käſe in der Talamtſchule am Mit

woch, den 11. Februar. Zugelaſſen zum Einkauf werden die J
haber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern 72 501 76 500
vorm. von 8--12 Uhr und nachm. von 2—6 Uhr. Für jede Perſon
eines Haushboltes werden 70 Gramm zum Preiſe von 50 Pf. ab
gegeben. Der neue Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Abge-
zähltes Geld iſt bereit zu halten.

Städt, Verkauf von Sprotten in Oel, erſte Sonderver eiluns
in der Talamtſchule am Mittwoch, den 11. Februar. Zugelaſſen
zum Ein'auf werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit
den Nummern 65 001--70 000 vorm. von 8--12 Uhr und die Jn-
aber der Nummern 70 001--76 500 nachm. von 2—-86 Uhr ſofern
die Sral“e „Vermerke über Sonderzuweiſungen“ im neuen Lebens
mittelſchein noch nicht mit 1* geſtempelt iſt. Es kann für ie
wei Per onen eines Haushaltes eine Doſe Sprotten in Oel zum
Preiſe von 3 Mark abgegeben werden. Der neue Lebensmittel-
ſchein iſt vorrulegen. Abgezähl'es Geld iſt bereit zu holten

Speiſeſiruv. Auf Grund der Bundesratsverordnung vom
25. Sept. 4. Nov. 1915 wird der Verkauf von Speiſeſirup wie
folgt geregel': Der Verkauf beginnt am Mittwoch. den 11. Febr.
Für jede Perſon eines Haushaltes wird 4 Pfund abgecreben.
Der Verkaufspreis beträgt 1,15 Mark für das Pfund. Die Käuſer
ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern den Speiſeſikup ein
zukauſen, bei welchen ſie für den Bezug von Kolonialwaren in
die Kundenliſten eingetragen ſind. Der Verkauf erfolgt unter
Abtrennung der Marke 472 des Warenbezugsſcheines 29. Die
Verkäufer ſind verpflichet, die Marken zu Hunderten gebündel
im Stadternährungsamt, Marktrlatz 22, 1. Obergeſchoß, Sacl!
links, binnen 8 Tagen einzureichen. Zuwiderhandlungen unter-
liegen der Beſtrafung nach S 17 der Verordnung vom 25. Sev
tember/4. Rovember 1915.

Der Magiſtrat.Halle, den 10. Februar 1920.

Vrieftuſten der Redaktion.

W. P. Kalle. Davon i uns nichts bekannt. Da müſſen
Sie ſchon ſelber einmal bei der Jntendanz anfragen.

(S

miniſ
T

T

tragke
T

(Soz.

miniſ
L

L

nand

Dr. 2
2

Staat
zialde

Leine

Volks

Dr.
min

0

D e

5)


	Volksstimme
	1920
	Monat
	Tag
	Nr. 34
	[Seite 1]
	[Seite 2]
	[Seite 3]
	[Seite 4]
	Beilage zur Volksstimme.
	[Seite 5]
	[Seite 6]







